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Vorwort

ArbeitnehmerInnen als Miteigentümer – zahlreiche Arbeitnehmerver-
treterInnen haben sich in den letzten Jahren mit diesem Thema be-
schäftigt und an die Interessenvertretung um Unterstützung gewandt. 
In Österreich sind rund 6 % der Beschäftigten an ihrem Arbeitgeber-
Unternehmen kapitalmäßig beteiligt. Es sind vor allem große börse-
notierte Gesellschaften, die ihren MitarbeiterInnen derartige Modelle 
anbieten, immer öfter interessieren sich aber auch Klein- und Mittel-
betriebe dafür. Die Implementation von Beteiligungsmodellen ist in 
der Praxis sehr komplex, steuerrechtliche, gesellschaftsrechtliche und 
arbeitsrechtliche Faktoren müssen sorgfältig abgewogen und berück-
sichtigt werden. Chancen für die Beschäftigten stehen Risiken gegen-
über. Vor allem die Ziele und Motive aus der Sicht der Beschäftigten 
sollten gut überlegt sein. Für die verantwortlichen BetriebsrätInnen ist 
die Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells daher eine große 
Herausforderung, die einer sorgsamen Vorbereitung bedarf.

Die vorliegende Broschüre soll BetriebsrätInnen bei der Entschei-
dungsfindung sowie der Einführung von Modellen unterstützen. Es 
werden die wichtigsten Modelle dargestellt sowie steuerrechtliche, ge-
sellschaftsrechtliche und arbeitsrechtliche Fragen behandelt. Abgerun-
det wird die Broschüre mit einer Check-Liste für den Betriebsrat. Die 
Arbeiterkammer bietet im Rahmen ihres Serviceangebots für Betriebs-
räte Beratung und Hilfestellung bei der Gestaltung von Mitarbeiterbe-
teiligungsmodellen an. Informationen zu diesem Thema sind auch auf 
der Homepage http://ifam.wien.arbeiterkammer.at zu finden. 
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erWartungen unD Motive

Die Mitarbeiterbeteiligung erlebte vor der Wirtschaftskrise 2008 in Öster-
reich eine starke Wiederbelebung, nachdem sie in den neunziger Jahren 
an bedeutung verloren hat. viele unternehmen überlegten während der 
boomjahre, ihre beschäftigten am erfolg des unternehmens zu beteiligen 
– wohl auch vor dem Hintergrund, Forderungen der gewerkschaften nach 
höheren lohnabschlüssen Wind aus den segeln zu nehmen. Während 
der Wirtschaftskrise wurde es relativ still um dieses thema, Kurseinbrü-
che an den aktienbörsen sowie zahlreiche insolvenzen haben wohl auch 
bei vielen beteiligten beschäftigten zu Wertverlusten ihrer beteiligung ge-
führt. neue Modelle wurden während dieser zeit nicht angeboten.

in Österreich sind ca 1,5% der beschäftigten an ihren unternehmen be-
teiligt. Österreich weist damit im vergleich zu anderen europäischen staa-
ten wie Frankreich oder großbritannien eine eher unterdurchschnittliche 
beteiligungsquote auf. beteiligungsmodelle wurden bislang vorwiegend 
eher nur bei größeren börsenotierten aktiengesellschaften angeboten, 
da hier die gesellschaftsrechtlichen und steuerrechtlichen regelungen 
klar und eindeutig sind. beteiligungsmodelle bei gesellschaften mit be-
schränkter Haftung und Personengesellschaften sind in der Praxis kom-
pliziert (notariatsakt, Firmenbucheintragung, Mitunternehmerschaft etc.). 
es gibt aber auch für diese gesellschaften praktikable Modelle.

Die Motive, arbeitnehmerinnen am unternehmen zu beteiligen sind, viel-
schichtig. vorausgeschickt werden kann, dass die erwartungen in vielen 
Fällen überzogen sind und die Wirkung von Mitarbeiterbeteiligung ten-
denziell überschätzt wird.

aus der sicht des Unternehmens gibt es vor allem folgende erwartungen 
an Mitarbeiterbeteiligungen:

 n Motivationssteigerung: Die leistungsbereitschaft der arbeitneh-
merinnen soll durch Mitarbeiterbeteiligung erhöht werden. als ne-
beneffekte werden eine verringerung der Fluktuation und eine höhere 
bindung der arbeitnehmerinnen an das unternehmen erwartet.

 n Veränderung der Unternehmenskultur: mehr Partizipation, veran-
kerung des „shareholder-value-Denkens“. Die arbeitnehmerinnen 
sollen sich als „unternehmerinnen“ fühlen und damit auch mehr ver-
ständnis für Maßnahmen der effizienzsteigerung (z. b. rationalisie-
rungen, auslagerungen) aufbringen.
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 n Flexibilisierung von Löhnen und Gehältern: durch Mitarbeiterbetei-
ligung wird ein teil des Personalaufwandes an den unternehmenser-
folg geknüpft und damit variabilisiert; zusätzlich soll das Kostenbe-
wusstsein der arbeitnehmerinnen steigen. 

 n Verbesserung der Kapitalstruktur: Die arbeitnehmerinnen bringen 
Kapital ein, was zu einer erhöhung des eigenkapitals sowie verbes-
serung der liquidität führen soll – vor allem bei Kleinunternehmen.

Die ArbeitnehmerInnen erwarten sich von der Mitarbeiterbeteiligung: 
 n Partizipation: Mitbestimmung und mehr Handlungsspielraum;
 n Einkommenserhöhung: zusätzlich zum entgelt aus unselbstständi-

ger arbeit erwarten die arbeitnehmerinnen einkünfte aus Kapitalver-
mögen (Dividenden, Wertsteigerung des anteiles) und eine gerechtere 
vermögensverteilung;

 n Mehr Informationen über das unternehmen;
 n steuerliche Vorteile bzw. günstige angebote (z. b. 4 aktien zum Preis 

von 3).

ob diese erwartungen eintreffen, hängt von vielen Faktoren ab (wirtschaft-
liche lage des unternehmens, branchenkonjunktur, gestaltung des Mo-
dells, börseentwicklung, unternehmenskultur). in vielen Fällen werden die 
ursprünglichen erwartungen nicht oder nur ansatzweise erfüllt. Dies be-
trifft die aus unternehmenssicht verfolgten ziele gleichermaßen wie ziele 
von arbeitnehmerinnen. eine spürbare verbesserung der Kapitalstruktur 
ist bei Mittel- und großunternehmen kaum zu erreichen, da die Mitarbei-
terinnen bei sämtlichen bekannten österreichischen Modellen kaum über 
einen anteil von mehr als 5% am eigenkapital (ausnahme stiftungsmodell 
bei va stahl) verfügen. Höhere Kapitalanteile sind nur bei Kleinbetrieben 
aufzubringen oder mit deutlich erhöhtem risiko für die arbeitnehmerin-
nen. auch der erhoffte Motivationseffekt zur leistungssteigerung ist in der 
betrieblichen realität nicht realistisch, da es kaum einen direkten zusam-
menhang zwischen der entwicklung des anteilswertes und der leistung 
des einzelnen arbeitnehmers gibt.

Die verankerung des shareholder-value-Denkens in den Köpfen der ar-
beitnehmerinnen ist ein wichtiges ziel der arbeitgeberseite. Das unter-
nehmerische Denken soll in den Köpfen der Mitarbeiterinnen verstärkt 
Platz greifen. Während die unternehmerseite das oft tatsächlich durch 
Mitarbeiterbeteiligung erreicht, bleiben die arbeitnehmerinnen trotzdem 
arbeitnehmerinnen. ihr anteil ist in den meisten Fällen viel zu gering, um 
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eine ausweitung der Mitbestimmung zu erreichen. sie sind nach wie vor 
von ihrem arbeitsplatz und ihrem lohn bzw. gehalt abhängig. Die Mitar-
beiterinnen erhalten zwar die chance auf ein höheres einkommen, was 
jedoch mit dem risiko des vermögensverlustes verbunden ist.

als effekte der Mitarbeiterbeteiligung bleiben somit vor allem eine Flexi-
bilisierung von löhnen und gehältern sowie eine veränderung der unter-
nehmenskultur in richtung shareholder-orientierung.
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Materielle beteiligung

bei der materiellen beteiligung gibt es generell zwei mögliche varianten. 
Die beschäftigten werden am Kapital oder nur am erfolg des unterneh-
mens beteiligt. erfolgsbeteiligungen sind ein verbreitetes instrument der 
Personalpolitik und werden vor allem unter dem schlagwort „Flexibili-
sierung von löhnen und gehältern“ umgesetzt. unter Kapitalbeteiligung 
wird die klassische „Mitarbeiterbeteiligung“ verstanden. 

Erfolgsbeteiligung

Die beschäftigten erhalten neben ihrem festen lohn oder gehalt zusätz-
liche einkommenselemente, die vom erfolg des unternehmens abhängig 
sind. leistungslöhne – entlohnungssysteme oder Prämiensysteme, die an 
die Quantität oder Qualität des arbeitseinsatzes geknüpft sind – werden 
hier nicht behandelt. bei der erfolgsbeteiligung ergibt sich ein erfolgsan-
teil für die gesamtbelegschaft, der nach einem bestimmten schlüssel auf 
die einzelnen beschäftigten aufzuteilen ist. 

Zur Gestaltung von Erfolgsbeteiligungsmodellen
Für die gestaltung von erfolgsbeteiligungsmodellen ist eine klare und für 
alle betroffenen nachvollziehbare Formel wichtig, die einerseits den erfolg 
definiert und andererseits die Höhe der ausschüttung und die individuelle 
verteilung an die beschäftigten festlegt. Die genaue ausgestaltung des 
Modells hängt von den zielen ab, die mit der beteiligung verfolgt werden. 

zur ermittlung des erfolges kommen vor allem Kennzahlen aus der ge-
winn- und verlustrechnung wie umsatz, betriebserfolg (=ebit), ergeb-
nis der gewöhnlichen geschäftstätigkeit (=egt) und Jahresüberschuss 
in Frage. es ist jedoch auch möglich, Kennzahlen wie cash Flow bzw. 
ebitDa, Produktivität oder Kostenersparnis heranzuziehen (siehe aK-
Wien-broschüre: unternehmenskennzahlen, Werkzeuge für professionel-
le betriebsratsarbeit).

Die Kennzahl kann um außerordentliche erträge und aufwendungen wie 
rückstellungsauflösungen, schadensfälle, Kursverluste, anlagenverkäu-
fe und außerordentliche abschreibungen bereinigt werden. Der erfolg 
muss nicht auf das gesamte unternehmen, er kann auch auf einzelne 
betriebe, abteilungen oder Profitcenter bezogen sein. 
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bei der verteilung des erfolges auf die arbeitnehmerinnen sind mehre-
re varianten möglich, wieder abhängig vom verfolgten ziel. es kann ein 
gleich hoher absoluter betrag auf alle arbeitnehmerinnen verteilt werden. 
es ist aber auch möglich, nach bestimmten Kriterien wie leistung, an-
gestellte – arbeiter, betriebszugehörigkeit, belegschaftsgruppen etc. zu 
differenzieren. 

erfolgsabhängige Prämien sind einkünfte aus nichtselbstständiger ar-
beit und zählen zum arbeitslohn. sie werden als sonstiger bezug gemäß  
§ 67  estg versteuert und sind auch sozialversicherungspflichtig. beim 
arbeitgeber werden sie als betriebsausgabe behandelt. es handelt sich 
demnach um arbeitslohn mit sämtlichen lohnnebenkosten.

Kapitalbeteiligung

Die Kapitalbeteiligung basiert auf einer Kapitaleinlage der beschäftigten. 
zu den bisherigen Kapitalgebern treten neue Mitarbeiterinnenkapitalge-
ber hinzu. eine beteiligung der Mitarbeiterinnen am erfolg des unterneh-
mens resultiert in der Folge aus ihrer Kapitaleinlage. Die Mitarbeitereinlage 
kann sowohl eigen- als auch Fremdkapitalcharakter haben. alle mögli-
chen Formen der schuld- und gesellschaftsrechtlichen verflechtungen 
von beschäftigten und arbeit gebendem unternehmen sind denkbar. Die 
grundlage der beteiligung liegt jedenfalls außerhalb des arbeitsvertrages. 

Aktien
Die ausgabe von aktien ist nur bei gesellschaften in der rechtsform einer 
aktiengesellschaft möglich. beteiligungsmöglichkeiten gibt es entweder 
im rahmen einer Kapitalerhöhung oder bei eigentümerwechsel etwa im 
rahmen von Privatisierungen. 

aktien verbriefen folgende rechte:
 n eine aktie verbrieft einen anteil am grundkapital einer aktiengesell-

schaft (ag) und damit an deren vermögen. als aktionär ist man Mit-
eigentümer an einem unternehmen.

 n Darüber hinaus haben aktionäre das recht auf einen anteil am unter-
nehmensgewinn, die Dividende.

 n Je nach ausstattung der aktie kann damit auch das stimmrecht in 
der Hauptversammlung verbrieft sein. Während bei stammaktien 
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das stimmrecht in jedem Fall gegeben ist, ist dieses bei vorzugs-
aktien gegen gewährung einer höheren Dividende ausgeschlossen. 
nur wenn die vorzugsdividende nicht gezahlt werden kann, lebt das 
stimmrecht auf.

 n Der ertrag von aktien setzt sich aus Dividendenzahlungen und 
Kursgewinnen/-verlusten zusammen und kann nicht vorausgesagt 
werden. Die Dividende ist der auf vorschlag des vorstandes über be-
schluss der Hauptversammlung ausgeschüttete gewinn des unter-
nehmens.

Erwerb eigener Aktien durch das Unternehmen
zur erleichterung der Durchführung einer beteiligungsaktion ist im  
§ 65 abs. 1  z  4  aktg vorgesehen, dass die gesellschaft eigene Aktien  
erwerben darf. Diese aktien müssen innerhalb von 18 Monaten arbeit-
nehmerinnen, leitenden angestellten, Mitgliedern des vorstandes oder 
auch aufsichtsräten der gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen un-
ternehmens zum erwerb angeboten werden, 

Stimmrechte
Den beschäftigten können entweder stammaktien oder vorzugsaktien 
angeboten werden. ein stimmrecht in der Hauptversammlung haben nur 
die inhaber von stammaktien, wobei das stimmrecht von der Höhe der 
beteiligung abhängig ist. Die Mitarbeiteraktionäre haben so die theoreti-
sche Möglichkeit, in die entscheidungsfindung einzugreifen. besitzer von 
vorzugsaktien haben hingegen kein stimmrecht. sie werden in der regel 
für den verzicht der stimmrechte mit einer höheren Dividendenzahlung 
belohnt. 

in der Praxis zeigt sich, dass der anteil der belegschaft am gesamten 
grundkapital die 5%-Marke nur selten übersteigt, sodass die sperrmino-
rität von 25% in der Hauptversammlung bei weitem nicht erreicht wird. 
Daher gewähren selbst stammaktien nur in den seltensten Fällen eine 
einflussnahme auf unternehmensentscheidungen. nur bei weniger ka-
pitalintensiven Klein- und Mittelbetrieben ist ein höherer anteil der be-
legschaftsaktien realisierbar. ist es das vorrangige ziel der belegschaft, 
die Mitbestimmung auszuweiten, führen belegschaftsaktien demnach 
kaum zum erfolg. belegschaftsaktien sind kein geeigneter ersatz für be-
stehende Mitbestimmungsrechte im rahmen des § 110 arbeitsverfas-
sungsgesetzes und für die Mitwirkung der belegschaftsvertreterinnen im 
aufsichtsrat einer aktiengesellschaft. 
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Steuerrechtliche Behandlung 
Dividenden aus aktien unterliegen der 25%igen Kapitalertragsteuer (Kest).  
Das unternehmen ist verpflichtet, die Kapitalertragsteuer einzubehalten 
und an das Finanzamt abzuführen. Damit ist die einkommensteuer abge-
golten (endbesteuerung).

Der 730  €-veranlagungsfreibetrag entfaltet jedoch seine Wirkung für Divi-
dendenerträge nicht. Das bedeutet, dass Dividendenerträge unter 730 €  
für arbeitnehmerinnen nicht steuerfrei sind und die Kapitalertragsteuer 
auch nicht rückerstattet wird. trotzdem kann eine veranlagung in der ein-
kommensteuererklärung für arbeitnehmerinnen vorteilhaft sein, weil bei 
der veranlagung die Dividendenerträge mit dem halben Durchschnittsteu-
ersatz versteuert werden. Für arbeitnehmerinnen mit niedrigen bis durch-
schnittlichen lohneinkünften kann sich so eine steuerbelastung ergeben, 
die geringer als die 25%ige Kapitalertragsteuer ist. Die Differenz zwischen 
bezahlter Kapitalertragsteuer und ermittelter einkommensteuer wird dann 
vom Finanzamt rückerstattet.

ob Kursgewinne aus aktien der einkommensteuer unterliegen, hängt 
vom zeitraum ab, der zwischen dem Kauf und verkauf liegt. Werden akti-
en innerhalb der ‚spekulationsfrist‘ (derzeit ein Jahr) ab Kauf wieder ver-
kauft, muss der Kursgewinn in der einkommensteuererklärung deklariert 
werden. später müssen Kursgewinne nicht mehr versteuert werden.

erhalten die Mitarbeiterinnen aktien gratis oder verbilligt vom unterneh-
men, dann kommen sie in den genuss der § 3 (1) z 15 lit b-estg Förde-
rung1. Wenn sie ihre aktien dann zwischen dem ersten und fünften Jahr 
verkaufen, müssen sie den vorteil nach versteuern.

Bewertung
Für aktien, die an der börse notieren, ist der Kurs jederzeit feststellbar. 
bei nicht börsenotierten gesellschaften stellt sich jedoch das Problem der 
bewertung der anteile. bei jeder Fluktuation von beteiligten beschäftigten 
müsste theoretisch eine unternehmensbewertung vorgenommen werden, 
um aus- bzw. einstiegswilligen Mitarbeiterinnen jenen Preis verrechnen zu 
können, der dem anteil am tatsächlichen unternehmenswert entspricht. 
Dies wäre mit hohen Kosten und verwaltungsaufwendungen verbun-
den. es empfiehlt sich daher, regelungen im innenverhältnis vorzusehen 
(rückkaufrechte, zwischengesellschaften als „Parkplatz“ für anteile etc.).

1 siehe auch Kapitel 3, steuerrechtliche Förderung der Mitarbeiterbeteiligung
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bei börsenotierten aktiengesellschaften spiegelt der börsenkurs den 
unternehmenswert wider. beim erwerb können abschläge (begüns-
tigter bezug) für die belegschaft vorgenommen werden. Diese sind je-
doch als vorteil aus dem Dienstverhältnis zu versteuern (ausnahme 
§ 3  abs. 1  z  15b  estg).

Sperrfristen
viele Modelle sehen sperrfristen vor, innerhalb derer die anteile nicht 
verkauft werden dürfen. sperrfristen sollen verhindern, dass die anteile 
aus spekulativen gründen rasch wieder veräußert werden. sperrfristen 
sind unter anderem auch im einkommensteuergesetz vorgesehen, wenn 
die begünstigung von maximal 1.460 € gemäß § 3  abs.  1  z  15b  estg in 
anspruch genommen wird. Die bindungsfrist beträgt hier mindestens  
5 Jahre. sie hat jedoch nur die Konsequenz, dass bei nichteinhaltung 
eine nachversteuerung zu erfolgen hat. 

sperrfristen, die ein verkaufsverbot zum inhalt haben, sind problema-
tisch, weil arbeitnehmerinnen während dieser bindungsfrist keine ver-
fügungsmacht über ihr erspartes vermögen haben. Für notfälle – schei-
dung, großreparaturen etc. – sollten jedenfalls ausnahmeregelungen 
vorgesehen werden. eine sperrfrist bedeutet auch, dass anteile bei 
sinkenden Kursen nicht verkauft werden können. Die beteiligten arbeit-
nehmerinnen tragen hier ein weit höheres risiko als bei „marktüblichen“ 
anlageformen.

Der Umgang mit Aktien
aktien sind risikopapiere. im allgemeinen orientiert sich der Kurs einer 
aktie an der wirtschaftlichen entwicklung des unternehmens sowie an 
der allgemeinen wirtschaftlichen und politischen entwicklung. auch irra-
tionale Faktoren wie Meinungen, stimmungen und gerüchte können die 
Kursentwicklung beeinflussen. als aktionäre sind Mitarbeiterinnen am 
unternehmen beteiligt. im Fall der insolvenz des unternehmens kann ihre 
beteiligung wertlos werden.

viele arbeitnehmerinnen sind im umgang mit aktien nicht erfahren. sie 
sind weder mit begriffen wie Kurs-gewinn-verhältnis, Dividende, cash 
Flow noch mit den Handelsabläufen vertraut. in vielen Fällen haben sie 
auch nicht die notwendige information über die wirtschaftliche lage des 
unternehmens und des Marktes. informations- und aufklärungsarbeit ist 
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daher unbedingt notwendig, um finanzielle verluste durch Kauf- bzw. ver-
kaufentscheidungen möglichst auszuschließen.

GmbH-Anteile
Das gmbH-recht ist vom grundaufbau dem aktienrecht in vielem ähn-
lich. auch die gmbH verfügt über eine kapitalistisch-körperschaftliche 
grundordnung, wobei das gmbHg aber im vergleich zum aktg mehr 
dispositives recht beinhaltet und personalistische vertragsgestaltungen 
zulässt.

Hindernisse für eine Mitarbeiterbeteiligung
Hinsichtlich der beteiligung von arbeitnehmerinnen gibt es jedoch we-
sentliche unterschiede, die es in vielen Fällen ausschließen, beschäftigte 
als direkte gesellschafter aufzunehmen. Das Problem liegt vor allem dar-
in, dass gemäß § 76 abs. 2 gmbHg jede Übertragung von geschäftsan-
teilen eines notariatsaktes bedarf. bei Fluktuation der beteiligten arbeit-
nehmerinnen kommt es daher zu aufwendigen verwaltungsaktivitäten wie 
Änderung des gesellschaftsvertrages, notariatsakt bei Übertragung und 
eintragung in das Firmenbuch. zusätzlich entstehen durch Kapitalver-
kehrssteuern und nebengebühren finanzielle belastungen für die gesell-
schaft. Die unmittelbare beteiligung der beschäftigten an der arbeitge-
benden gmbH ist daher im regelfall ungeeignet. Die vollgesellschaftliche 
beteiligung von Mitarbeiterinnen ist eher in kleinen unternehmen mit we-
nig arbeitnehmerinnen und bei einer hochqualifizierten belegschaft als in 
großen Produktionsbetrieben vorstellbar.

als alternative zum direkten gmbH-gesellschafter bieten sich für Mit-
arbeiterinnen Fremdkapitalbeteiligungen wie Darlehensverträge und die 
stille gesellschaft oder indirekte beteiligungen über zwischengesell-
schaften, unterbeteiligungen oder treuhandschaften an.

gewinnanteile aus gmbH-anteilen unterliegen der 25%igen Kapitaler-
tragsteuer (Kest). Damit ist die einkommensteuer für Mitarbeiterinnen ab-
gegolten (endbesteuerung). Der 730  €-veranlagungsfreibetrag entfaltet 
seine Wirkung für gewinnanteile aus gmbH-anteilen nicht. Dies bedeu-
tet, dass die bezahlte Kest nicht rückerstattet wird, wenn die Mitarbeite-
rinnen eine einkommensteuererklärung machen. Wie bei der besteuerung 
von Dividendenerträgen aus aktien kann eine veranlagung (halber Durch-
schnittsteuersatz) jedoch vorteilhaft sein.
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Mitunternehmerschaft schließt Mitarbeiterbeteiligung aus
Mitunternehmerschaft ist keine Mitarbeiterbeteiligung und schließt Mit-
arbeiterbeteiligung aus. Mitunternehmer ist, wer unmittelbar persönlich 
an einer og oder Kg beteiligt ist. auch eine beteiligung als Kommandi-
tist und eine unechte stille gesellschaft führen zu einer Mitunternehmer-
schaft. Das gesellschaftsrecht sieht weitgehende Pflichten und rechte 
vor, die vom gedanken des gleichberechtigten zusammenschlusses 
mehrer unternehmer-gesellschafter ausgehen. Dies geht für eine „traditi-
onelle“ Mitarbeiterbeteiligung eindeutig zu weit.

im übrigen würden die arbeitnehmerinnen auch bei einer noch so kleinen 
beteiligung ihre stellung als arbeitnehmer im sinne des einkommensteu-
ergesetzes und damit steuerliche vorteile (begünstigte versteuerung der 
sonderzahlungen etc.) verlieren. sowohl die gewinnanteile als auch die 
vergütungen für die arbeitsleistungen in der gesellschaft werden einkünf-
te aus gewerbebetrieb.

Echte Stille Gesellschaft
Die stille gesellschaft ist eine interessante Form für Mitarbeiterbetei-
ligung, die sich für alle rechtsformen eignet, auch für die gmbH. bei 
Personengesellschaften ist die stille gesellschaft oft die einzig mögliche 
Form, weil eine direkte beteiligung als gesellschafter zu einer Mitunter-
nehmerschaft führt – dadurch verlieren arbeitnehmerinnen ihre stellung 
als arbeitnehmer im sinne des einkommensteuergesetzes und daraus 
resultierende steuerliche vorteile (z. b. sonderzahlungen).

unter „stiller gesellschaft“ wird gemäß § 178 Hgb eine beteiligung des 
stillen gesellschafters an einem Handelsgewerbe, das ein anderer be-
treibt, durch leistung einer vermögenseinlage verstanden, die in das ver-
mögen des inhabers des Handelsgewerbes übergeht. Die typische stille 
beteiligung vermittelt einen anspruch am gewinn und/oder vermögen 
(bzw. von teilen dessen) der gesellschaft. eine beteiligung am Firmen-
wert und den stillen reserven schließt eine echte stille beteiligung aus. 
Der stille gesellschafter haftet nicht für verbindlichkeiten des unterneh-
mens. Die Haftung ist auf seine einlage beschränkt. Die typische stille 
gesellschaft stellt in der regel Fremdkapital dar. sie führt bei den Mitar-
beiterinnen zu einkünften aus Kapitalvermögen.
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Vertragliche Ausgestaltung
Der vorteil der stillen gesellschaft liegt vor allem darin, dass weitgehen-
de vertragsfreiheit besteht und es keine Formvorschriften für den gesell-
schaftervertrag gibt. Da auch keine Firma und sonstige außenwirkung 
existiert, kommt es zu keiner eintragung in das Firmenbuch. es ist somit 
möglich, das Mitarbeiterbeteiligungsmodell nach den bedürfnissen der 
vertragspartner auszugestalten. 

vertragsrechtlich besteht die stille gesellschaft aus dem geschäftsinha-
ber und dem stillen gesellschafter. sind mehrere stille gesellschafter an 
einem unternehmen beteiligt – wie bei der Mitarbeiterbeteiligung – be-
steht in der regel zwischen jedem stillen und dem geschäftsinhaber eine 
gesonderte stille gesellschaft, die voneinander völlig unabhängig sind. 
es ist aber auch möglich, die beschäftigten stillen gesellschafter in einer 
gesellschaft bürgerlichen rechts zusammenzufassen, sodass nur eine 
stille gesellschaft zwischen geschäftsinhaber und gesbr entsteht. 

bei der Gewinnverteilung ist vom Jahresabschluss auszugehen. soweit 
ein gewinn oder verlust nicht aus dem geschäftsbetrieb stammt, son-
dern aus anderen Wertsteigerungen oder Wertminderungen, nimmt der 
stille gesellschafter nicht daran teil. unterbewertungen oder die bildung 
von „stillen reserven“, die sich nicht aus der anwendung der für den ge-
schäftsinhaber geltenden gesetzlichen bewertungsvorschriften ergeben, 
schmälern nicht den gewinnanteil. 

es kann vereinbart werden, dass der stille gesellschafter auch an den 
Verlusten der gesellschaft teilnimmt. bei der beteiligung von Mitarbeite-
rinnen empfiehlt sich jedoch, eine verlustteilnahme auszuschließen, um 
das risiko für die arbeitnehmerinnen zu reduzieren. steuerliche vortei-
le nach § 3  abs.  1  z  15b  estg gehen dann jedoch verloren (weil es sich 
nicht mehr um risikokapital handelt). Dies ist jedoch nur dann relevant, 
wenn die beteiligung unentgeltlich oder verbilligt an die arbeitnehmerin-
nen abgegeben wird.

Steuerrechtliche Behandlung
bei abschluss einer stillen gesellschaft mit einer Kapitalgesellschaft fällt 
mit der einzahlung der Kapitaleinlage gesellschaftsteuer von 1% des Ka-
pitalbetrags an, die das unternehmen zu bezahlen hat. Der abschluss ei-
ner stillen gesellschaft mit einer anderen gesellschaft ist gebühren- und 
steuerfrei. Die vom unternehmen an den stillen gesellschafter gezahlten 
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gewinnanteile stellen für das unternehmen eine abzugsfähige betriebs-
ausgabe dar und vermindern seine steuerlast. Für den Mitarbeiter fallen 
bei abschluss der stillen gesellschaft und bei einzahlung der Kapitalein-
lage an das unternehmen keine steuern und gebühren an.

erwirbt ein Mitarbeiter eine stille beteiligung am unternehmen seines 
arbeitgebers verbilligt oder unentgeltlich, so ist der von ihm bezogene 
vorteil bis zu einem jährlichen betrag von 1.460 € steuerfrei, wenn die 
stille beteiligung allen oder bestimmten gruppen (z. b. alle außendienst-
mitarbeiter) von Mitarbeiterinnen gewährt und mindestens 5 Jahre lang 
gehalten wird. bei beendigung der stillen gesellschaft vor ablauf die-
ser 5 Jahre ist der vorteil nach zu versteuern, außer das Dienstverhältnis 
endet ebenfalls. voraussetzung für die anwendung der befreiung nach 
§ 3  abs.  1  z  15  b estg ist die verlustbeteiligung neben der gewinnbeteili-
gung oder eine vertraglich geregelte nachrangigkeit im insolvenzfall. Das 
verlustrisiko der beteiligung durch insolvenz des unternehmens kann bei 
Klein- und Mittelbetrieben durch eine garantie der austria Wirtschaftsser-
vice gmbH uu abgesichert werden.

um eine gesicherte anwendung der befreiungsbestimmungen und eine 
eindeutige Qualifikation als stille gesellschaft zu erreichen, sollte eine De-
tailabstimmung mit dem veranlagungsreferat vorgenommen werden. Die 
beurteilung kann im einzelfall unterschiedlich sein.

bei den arbeitnehmerinnen ist der erhaltene gewinnanteil (die vergütung 
gemäß § 27  abs.  1  z  2  estg) den einkünften aus Kapitalvermögen zuzu-
zählen. Der gewinnanteil unterliegt der Kapitalertragsteuer von 25% (kei-
ne endbesteuerung). Die Kapitalertragsteuer ist vom unternehmen einzu-
behalten und an das Finanzamt abzuführen. Der gewinnbeteiligte muss 
den gewinnanteil in seiner steuererklärung angeben und kann sich die 
Kapitalertragsteuer auf seine einkommensteuerschuld anrechnen lassen. 
Wenn Mitarbeiterinnen weniger als 730 € (veranlagungsfreibetrag) ge-
winnanteil neben ihren lohnsteuerpflichtigen einkünften haben, können 
sie sich die Kest zur gänze ‚zurückholen‘. bei gewinnanteilen über 730 € 
jährlich muss eine einkommensteuerveranlagung vorgenommen werden.

verlustanteile aus der stillen gesellschaft sind nicht mit anderen positi-
ven einkünften verrechenbar, sondern sind zeitlich unbegrenzt auf „War-
tetaste“ zu legen und mit späteren gewinnanteilen zu verrechnen. beim 
verkauf einer stillen gesellschaft fallen keine zusätzlichen steuern und 
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abgaben an. bei vererbung oder schenkung einer gewinnbeteiligung ist 
erbschafts- und schenkungssteuer zu zahlen, wobei die steuer vom aus-
haftenden Kapitalbetrag berechnet wird.

Kontrollrechte des Stillen Gesellschafters
Das ausmaß der Kontrollrechte unterliegt der völligen vertragsfreiheit. 
Kontrollrechte stehen grundsätzlich jedem einzelnen stillen gesellschaf-
ter zu. gemäß § 183 Hgb ist der stille gesellschafter jedenfalls berech-
tigt, eine abschrift des Jahresabschlusses zu verlangen und dessen rich-
tigkeit unter einsicht der bücher und schriften zu prüfen. 

Betriebswirtschaftliche Aspekte
bei entsprechender ausgestaltung der stillen gesellschaft (nachrangig-
keit, verlustteilnahme, längerfristigkeit der Kapitalüberlassung) wird die 
stille einlage zum betriebswirtschaftlichen eigenkapital gezählt, wodurch 
sich die Kapitalstruktur und die bonität des unternehmens verbessern. 
Der arbeitnehmeranteil am gesamtkapital ist in der regel jedoch gering. 
Die aus betriebswirtschaftlicher sicht positiven Faktoren sind für die be-
schäftigten im sanierungsfall riskant. zum risiko des arbeitsplatzverlus-
tes kommt das risiko des vermögens- und einkommensverlustes hinzu. 
verluste aus Mitarbeiterbeteiligungen werden vom insolvenzausgleichs-
fonds nicht ersetzt.

Atypische Stille Gesellschaft
Die atypische stille gesellschaft wird unter umständen als Mitunterneh-
merschaft gewertet und eignet sie sich daher kaum für Mitarbeiterbetei-
ligung.

bei einer atypischen stillen gesellschaft werden einzelne elemente der 
echten stillen gesellschaft vertraglich grundlegend verändert, ohne das 
Wesen der stillen gesellschaft als reine innengesellschaft zu verlassen. es 
kann vereinbart werden, dass der stille gesellschafter an der geschäfts-
führung oder an der gesamten substanz der gesellschaft (Firmenwert, 
stille reserven) beteiligt wird. Die gewinnanteile der atypischen stillen 
gesellschafter können beim unternehmen nicht als betriebsausgabe gel-
tend gemacht werden. Die gewinnanteile des stillen mindern in diesem 
Fall den gesamtgewinn des unternehens nicht.
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Partiarisches Darlehen
Partiarische Darlehen sind Kredite mit einer ertragsabhängigen verzin-
sung. Das partiarische Darlehen ist eine gute alternative zur echten stillen 
gesellschaft, wenn eine gewinnabhängige beteiligung ohne Mitsprache-
rechte angestrebt wird, das unternehmen keinen zuschuss gibt und das 
risiko des vermögensverlustes ausgeschlossen werden soll. im unter-
schied zur stillen gesellschaft muss das Darlehen nach einer bestimmten 
zeit auf jeden Fall in gleicher Höhe zurückbezahlt werden. eine teilnahme 
am verlust gibt es nicht, wohl aber am gewinn.

Die § 3 abs. 1 z 15b estg-Förderung wird nicht angewandt, weil es sich 
nicht um eine risikobeteiligung handelt. beim partiarischen Darlehen er-
folgt im unterschied zur stillen gesellschaft kein automatischer Kest-ab-
zug. eine grundsätzliche einkommensteuerpflicht liegt wie bei der stillen 
gesellschaft vor.

Genussrechte – Schuldverschreibungen
genussrechte, auch schuldverschreibungen genannt, sind vertraglich be-
gründete vermögensrechtliche ansprüche wie sie typischerweise gesell-
schafter haben. genussrechte beruhen jedoch auf einer gläubigerstellung. 
inhaber von genusscheinen haben normalerweise keine Mitwirkungs-
rechte. Mitarbeiterinnen sind gläubiger (Fremdkapital). aus diesem grund 
gibt es auch keine steuerliche Förderung gemäß § 3  (1)  z  15  lit  b  estg. 

Die gestaltungsmöglichkeiten sind bei genussrechten vielfältig. sie 
können von unternehmen jeder rechtsform begeben werden. Dem ge-
nussrechtsinhaber kann eine Mindestverzinsung oder eine garantierte 
gewinnbeteiligung oder beides zugestanden werden. um genussrechte 
für arbeitnehmerinnen attraktiv zu machen, kann ihnen ein vorzug gegen-
über anderen gesellschaftern eingeräumt werden. normalerweise haben 
arbeitnehmerinnen keine einsichts-, Kontroll- oder verwaltungsrechte, 
doch auch diese rechte lassen sich vertraglich anders regeln. gesetzlich 
zulässig ist in jedem Fall ein stimmrecht, die teilnahme an den gesell-
schafterversammlungen oder die einbeziehung in einen beirat. auf grund 
dieser bandbreite eignet sich das genussrecht auch für ein mehrstufiges 
system der Mitarbeiterbeteiligung mit unterschiedlicher „intensität“.

bei Wandelschuldverschreibungen haben die anteilsinhaber zusätzlich 
ein umtausch- bzw. bezugsrecht auf aktien (§ 174 aktg). 
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Da gewinnschuldverschreibungen den gewinn der aktionäre schmälern, 
bedarf deren ausgabe eines Hauptversammlungsbeschlusses, wobei 
den aktionären grundsätzlich ein bezugsrecht zusteht. in der Praxis wird 
zwischen substanzgenussrechten (aktienähnlich) und obligationsartigen 
genussrechten unterschieden.

Substanzgenussrechte
substanzgenussrechte gewähren eine beteiligung am gewinn und liqui-
dationserlös einschließlich der stillen reserven und eines allfälligen Fir-
menwertes. Der abschichtungsanspruch muss daher grundsätzlich nach 
dem Wert der emittierenden gesellschaft ermittelt werden (Mindest- und 
Höchstabschichtungsansprüche sind in begrenztem umfang möglich). 
Die genussrechte dürfen keine von vornherein begrenzte laufzeit haben. 
Kündigungsrechte einer vertragsseite nach ablauf einer gewissen zeit 
(etwa nach 10 Jahren) sind jedoch denkbar.

steuerlich wird ein substanzgenussrecht bei einer Kapitalgesellschaft wie 
eine beteiligung in Form von gmbH-anteilen (oder aktien) behandelt. ge-
mäß § 8 abs. 3 Kstg sind ausschüttungen beim emittenten (unterneh-
men) steuerlich nicht abzugsfähig. bei Personengesellschaften stellen an 
nicht-gesellschafter begebene genussrechte immer Fremdkapital dar, 
die verzinsung derselben ist betriebsausgabe.

bei den arbeitnehmerinnen gelten ausschüttungen auf genussrechte als 
einkünfte aus Kapitalvermögen (25% Kest). bei substanzgenussrech-
ten gilt die Kest als endbesteuerung, wenn die substanzgenussrechte 
in genussscheinen verbrieft sind. sind die genussrechte hingegen nicht 
verbrieft, unterliegen sie nicht dem Kest-abzug. Die besteuerung der er-
träge erfolgt nach tarif. Der Freibetrag für die unentgeltlich oder verbilligte 
abgabe von beteiligungen an arbeitnehmer in Höhe von 1.460 € jährlich 
steht zu. 

Obligationsartige Genussrechte – Gewinnschuldverschreibung
obligationsartige genussrechte gewähren eine beteiligung am gewinn, 
nicht jedoch am substanzwert. Die inhaber (Mitarbeiterinnen) haben an-
spruch auf Kapitalrückzahlung und verzinsung. es handelt sich dabei 
nicht um eine feste, sondern eine gewinnabhängige verzinsung.

steuerlich werden obligationsartige genussrechte beim unternehmen 
wie Fremdkapital behandelt. ausschüttungen stellen daher einen zinsen-
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ähnlichen aufwand dar und sind steuerlich abzugsfähig (betriebsaus-
gabe). bei den arbeitnehmerinnen gelten ausschüttungen als einkünfte 
aus Kapitalvermögen (25% Kest). es erfolgt zwar der Kest-abzug, eine 
endbesteuerung ist bei obligationsartigen genussrechten aber nur dann 
möglich, wenn ein anbot an einem unbestimmten Personenkreis (‚public 
placement‘) erfolgt.

bei obligationsartigen genussrechten ist eine gestaltung analog der 
echten stillen beteiligung sinnvoll. allerdings ist hier auch eine reine be-
teiligung ohne vermögensbeteiligung möglich. ein zuschuss vom ar-
beitgeber ist mit steuerlich begünstigter Wirkung aber nicht möglich. zu 
beachten ist, dass ebenso wie bei der echten stillen gesellschaft eine 
endbesteuerung nicht eintritt, wenn kein ‚public placement‘ vorliegt. Der 
veranlagungsfreibetrag entfaltet, wenn keine endbesteuerung eintritt, je-
doch seine Wirkung.

Stock options – Aktienoptionspläne
stock options sind keine klassische Form der Mitarbeiterbeteiligung, weil 
die begünstigten fast immer Führungskräfte und leitende angestellte sind. 
Dieses aus amerika kommende Modell ist mittlerweile jedoch auch in Ös-
terreich als entlohnungs- und anreizsystem für Managerinnen verbreitet.

Die betriebliche Praxis zeigt, dass es viele verschiedene Modelle gibt, die 
jedoch alle ähnlich funktionieren. begünstige erhalten neben ihrer regulä-
ren vergütung aktienoptionen. Dadurch wird ihnen das recht eingeräumt, 
aktien ihres unternehmens zu einem späteren zeitpunkt zu einem heute 
fixierten niedrigen Preis (=bezugskurs) zu erwerben. Führungskräfte in 
amerika erhalten zumeist optionen (Wertpapiere), die auch an der börse 
frei handelbar sind. bei den österreichischen Modellen handelt es sich 
hingegen meist um verträge zwischen Führungskräften und dem unter-
nehmen. Diese ‚virtuellen‘ optionen können somit – anders als bei den 
meisten amerikanischen Modellen – nicht an Dritte verkauft werden.

Das folgende Fallbeispiel soll das Funktionieren von optionen verdeut-
lichen. Der aktienkurs des unternehmens XY liegt im Jänner 2006 bei 
150  euro. Das unternehmen schließt mit den Führungskräften im Jänner 
2006 einen optionsvertrag, der ihnen das recht eingeräumt, frühestens 
ab Jänner 2009 eine vereinbarte anzahl an aktien zum bezugskurs von 
150  euro zu kaufen, wenn der tatsächliche aktienkurs dann bei mindes-
tens 200 euro liegt. liegt der aktienkurs dann jedoch unter 200 euro, so 
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ist die option wertlos. Die begünstigten dürfen aktien ihres unterneh-
mens somit wesentlich billiger beziehen als am Kapitalmarkt. im konkre-
ten Fallbeispiel liegt die ersparnis bei mindestens 50 euro pro aktie.

Zur Problematik aus Arbeitnehmersicht
begründet wird die einführung von aktienoptionen mit der Motivation von 
Führungskräften sowie der gewollten steuerung ihres verhaltens in rich-
tung steigerung des unternehmenswertes. akzeptiert man die orientie-
rung der unternehmen am shareholder-value, sind aktienoptionen die 
logische Konsequenz. Die shareholder-orientierung besagt, dass Füh-
rungskräfte das unternehmen im interesse der aktionäre zu leiten haben. 
oberstes unternehmensziel ist die erhöhung des unternehmenswertes. 
im Mittelpunkt stehen nicht der gewinn bzw. das Wachstum des unter-
nehmens, sondern die Wertsteigerung für die aktionäre. Die interessen 
der arbeitnehmerinnen, der gläubiger sowie der Öffentlichkeit sind in der 
„shareholder-value“- Philosophie zweitrangig. Dieser ansatz steht jedoch 
nicht zuletzt im Widerspruch zum österreichischen aktiengesetz, nach-
dem der vorstand (§ 70 aktg) die gesellschaft so zu leiten hat, wie es 
das Wohl des unternehmens unter berücksichtigung der interessen der 
aktionäre, der arbeitnehmer und der Öffentlichkeit erfordert.

bei aktienoptionen werden die Managementbezüge an die entwicklung 
des unternehmenswertes gekoppelt. bei börsenotierten gesellschaften 
ist der börsenkurs der maßgebliche indikator für den unternehmenswert. 
Je stärker der aktienkurs steigt, desto höher die Managereinkommen. 
stock-options werden in einem hohen ausmaß steuerlich gefördert, was 
aus arbeitnehmersicht problematisch ist. Die Mittel und Wege, die zu ei-
ner steigerung der aktienkurse führen, verdeutlichen die sozialpolitische 
Problematik der Koppelung von Managerbezügen an aktienkurse. Wie die 
Praxis immer wieder zeigt, führen nicht nur langfristig orientierte strate-
gien zu einer steigerung, sondern vor allem kurzfristige Maßnahmen wie 
auslagerungen, unternehmenszerschlagungen sowie rationalisierungs- 
und Downsizing-Projekte. einkommenssteigerungen der Führungskräfte 
werden dann auf dem rücken der belegschaft und damit auch auf Kosten 
der allgemeinheit erzielt.

Die Übertragung des us-Modells erscheint auch problematisch, weil 
Führungskräfte in Österreich andere anstellungsbedingungen haben als 
in den usa. bei uns werden vorstände im gegensatz zu amerika norma-
lerweise für fünf Jahre vom aufsichtsrat bestellt und im regelfall erfolgt 
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auch eine verlängerung. unsere vorstände sind zumeist finanziell durch 
großzügige abfertigungs- und Pensionsregeln gut abgesichert. im ver-
gleich zu den usa haben die fixen gehaltsbestandteile einen sehr viel 
größeren anteil an den gesamtbezügen. in Österreich und Deutschland 
besteht bei stock-options die gefahr, dass es nicht um stärkere variab-
le gehälter, sondern um unveränderte gehälter plus zusätzliche variab-
le beträge geht. einige namhafte unternehmer und industrielle haben in 
Deutschland die stock-option-Pläne von der Deutschen bank und Daim-
ler benz heftig kritisiert. Hans l. Merkle, ehrenvorsitzender der bosch-
guppe, vertritt etwa folgende Meinung: ‚... sicher sollte der angestellte 
unternehmer gewinnabhängig honoriert werden. aber zwischen tantieme 
und stock-options ist ein wesentlicher unterschied. Denn die aussicht, 
den Wert eines aktienpaketes kräftig zu steigern, ist zu verführerisch. sie 
könnte dazu führen, dass man nicht auf die innere und andauernde leis-
tungsfähigkeit des unternehmens hinsteuert, sondern bloß auf schnelle 
Kursgewinne und damit persönliche bereicherung‘.

Steuerliche Behandlung
Für optionen auf den verbilligten erwerb von Kapitalanteilen (beteiligun-
gen) am unternehmen des arbeitgebers oder an mit diesem verbundenen 
Konzernunternehmen, die vor dem 1. 4. 2009 eingeräumt worden sind, 
gibt es eine zusätzliche begünstigung. Dabei müssen folgende voraus-
setzungen gegeben sein:

 n es muss sich um eine nicht übertragbare option handeln (d. h. an die 
Person gebunden).

 n es muss ein bestimmter zeitraum zur ausübung der option vorgege-
ben sein.

 n Die option muss sich auf Mitarbeiterbeteiligungen beziehen.
 n Der arbeitgeber muss die option allen arbeitnehmern oder bestimm-

ten gruppen von arbeitnehmern einräumen.

Die begünstigung ist wie folgt aufgebaut:
 n Der vorteil ist nur insoweit steuerbegünstigt, als der Wert der beteili-

gung im zeitpunkt der einräumung der option den betrag von 36.400 €  
nicht übersteigt. 

 n Der vorteil ist höchstens im ausmaß des unterschiedsbetrages zwi-
schen dem Wert der beteiligung (bis maximal 36.400 €) im zeitpunkt 
der einräumung der option und dem Wert der beteiligung zum zeit-
punkt der ausübung der option steuerbegünstigt.
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 n Der steuerbegünstigte vorteil ist im zeitpunkt der ausübung der op-
tion im ausmaß von 10% für jedes abgelaufene Jahr nach dem zeit-
punkt der einräumung der option, höchstens jedoch im ausmaß von 
50% steuerfrei.

 n steueraufschiebung: Der nicht steuerbefreite teil des steuerbegüns-
tigten vorteils muss erst zu einem späteren zeitpunkt als sonstiger 
bezug versteuert werden (bei veräußerung der beteiligung, beendi-
gung des Dienstverhältnisses, spätestens jedoch 7 Jahre nach ein-
räumung der option).

 n Der nicht steuerbegünstigte teil des vorteils wird hingegen sofort 
steuerpflichtig.

 n Für die den begünstigten rahmen übersteigenden teile des vorteils 
kann der Freibetrag nach § 3 abs. 1 z 15 lit b (1.460 €) zum tragen 
kommen (5-jährige behaltefrist, Hinterlegung).

beisPiel:
ein arbeitgeber räumt am 15. 03. 2006 (börsenkurs 70 €) einer 
gruppe von arbeitnehmern eine nicht übertragbare option auf den 
erwerb von aktien am arbeitgeberunternehmen ein. Jeder arbeit-
nehmer kann ab 15. 03. 2008 (bis 15. 03. 2011) 1.000 aktien um 
je 70 € erwerben. Frau Huber löst ihre option am 15. März 2011 
(börsenkurs 120 €) ein und kauft 1.000 aktien.
Der Wert der beteiligung im zeitpunkt der einräumung der option 
beträgt 70.000 €. Davon werden 36.400 € (520 aktien) zur ermitt-
lung des steuerbegünstigten vorteils akzeptiert. Der Wert der be-
teiligung im zeitpunkt der ausübung der option beträgt 120.000 €.  
Der steuerbegünstigte vorteil beträgt 26.000 € (Wertsteigerung der 
520 aktien). Der nicht steuerbegünstigte vorteil in der Höhe von 
24.000 € muss sofort versteuert werden.
Der steuerbegünstigte vorteil (26.000 €) ist zu 50% bzw. 13.000 €  
steuerfrei, weil am 15. 03. 2011 schon 5 Jahre seit einräumung der 
option vergangen sind. Für die restlichen 13.000 € kommt die 
steueraufschiebung zur anwendung. Für die den begünstigten 
rahmen übersteigenden teile des vorteils kann Frau Huber zusätz-
lich den Freibetrag gem § 3 abs. 1 z 15 lit b in anspruch nehmen, 
wenn sie einen teil ihrer aktien bei einem Kreditinstitut hinterlegt 
(5-jährige behaltefrist).
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ist die option übertragbar (nicht an die Person gebunden), ist die be-
günstigung nicht anwendbar. Die kostenlose Übertragung von optionen 
ist dann als vorteil aus dem Dienstverhältnis zu bewerten (sachbezug 
gemäß § 15 (2) estg) und im zeitpunkt der Übertragung zu versteuern. 

Indirekte Beteiligungsformen

bei indirekten Mitarbeiterbeteiligungsmodellen sind die beschäftigten 
nicht direkt an der arbeitgebenden gesellschaft, sondern mittelbar über 
eine zwischengesellschaft beteiligt.

Die Motive für eine indirekte beteiligung können sein:
 n Die besitzverhältnisse sollen unabhängig von der Personalfluktuation 

konstant bleiben.
 n Die zwischengesellschaft dient als „Parkplatz“ oder börse für anteile.
 n Probleme betreffend die Übertragbarkeit von anteilen (notariatsakt, 

Firmenbucheintragung) sollen vermieden werden.
 n zwischengesellschaft als alternative bei Problemen aus der Mitunter-

nehmerschaft
 n Klare trennung zwischen arbeits- und gesellschaftsverhältnis der ar-

beitnehmerinnen
 n bündelung der interessen, kollektive Wahrnehmung der stimm-, ein-

sichts- und Kontrollrechte
 n Die altgesellschafter wollen nicht mit einer vielzahl von Kleingesell-

schaftern konfrontiert sein.
 n schutz vor Übernahmen: Der unternehmensanteil bleibt fest in 

den Händen der zwischengesellschaft, eine „feindliche“ oder uner-
wünschte Übernahme kann damit hintangehalten werden.

 n Die zwischengesellschaft dient als Drehscheibe für informationen, 
auskünfte, Wissensvermittlung.
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Die beteiligung der zwischengesellschaft an der arbeitgebergesellschaft 
kann in Form von eigen- oder Fremdkapital erfolgen. ebenso können die 
arbeitnehmerinnen sich an der zwischengesellschaft in Form von eigen- 
oder Fremdkapital beteiligen. es eröffnet sich somit ein breites spektrum 
für eine Mitarbeiterbeteiligung. Das Modell sollte jedoch nicht zu komplex 
und für die einzelnen akteure noch durchschaubar sein. Dies gilt vor al-
lem für die steuerrechtliche ebene. eine abklärung des geplanten Modells 
mit der steuerbehörde ist bei der zwischenschaltung einer gesellschaft 
unbedingt ratsam, wenn steuerliche nachteile für die betroffenen arbeit-
nehmerinnen vermieden werden sollen.

Mögliche Formen der Zwischengesellschaft
als rechtsform für eine zwischengesellschaft kommen alle gesellschafts-
rechtlichen Formen in Frage. in der Praxis sind vor allem folgende Model-
le relevant.

Gesellschaft Bürgerlichen Rechts
 n sehr flexibel, der gesellschaftsvertrag ist weitgehend frei gestaltbar. 

es sind daher unbedingt gesellschaftsvertragliche regelungen über 
Haftung, geschäftsführung, vertretung, stimmrechte, ein-und austritt 
sowie gewinnverteilung notwendig;

 n gut geeignet, um interessen zu bündeln und einsichts- und Kontroll-
rechte wahrzunehmen;

 n bei beteiligung an einer aktiengesellschaft wird die gesbr eine 
rechtsgemeinschaft nach § 63 aktg. sie eignet sich gut als instru-
ment zur auslagerung des Fluktuationseffektes an die zwischenge-
sellschaft;

 n Die rechte werden durch einen gemeinsamen vertreter ausgeübt;
 n Die gesbr ist keine eigene rechtspersönlichkeit. steuerlich wird sie 

als Mitunternehmerschaft betrachtet, es wird durch sie „hindurchge-
griffen“; sie ist daher einer direkten beteiligung ähnlich;

Verein
 n Der verein hat den vorteil, dass seine interne rechtliche organisati-

on im vereinsstatut relativ frei gestaltet werden kann. es gibt auch 
kaum vorgeschriebene kostenaufwendige verwaltungs- und rechts-
vorschriften wie etwa bei einer Privatstiftung. gleichzeitig ist der 
Mangel an rechtsvorschriften auch ein nachteil, weil immer wieder 
rechtsunklarheiten entstehen können. Diesbezüglich haben etwa 
stiftungen als zwischengesellschaft deutliche vorteile.
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 n Die bildung eines „Mitarbeiterbeteiligungsvereines“ ist vor allem 
sinnvoll, wenn der verein nicht als „eigentümer“ auftritt (also kein 
eigenkapital hält), sondern der interessenbündelung oder als infor-
mationsdrehscheibe dient. Die arbeitnehmerinnen besitzen direkte 
beteiligungen an ihrem arbeitgeberunternehmen – etwa in Form von 
aktien – und sind daneben Mitglied dieses vereines. 

 n steuerlich ist eine vereinslösung (mit Kapitalanteil) meistens komplex, 
eine abklärung mit dem Finanzamt ist ratsam.

 n unklar sind vor allem die Haftungsregelungen. soll der verein auch 
Kapitalanteile halten, sind entsprechende vorkehrungen und rege-
lungen zu treffen. Die organe des vereines haften neben dem verein 
für steuerschulden, sozialversicherungsbeiträge, nach den bestim-
mungen des verwaltungsstrafrechts aber auch für zivilrechtliche an-
sprüche. 

Privatstiftung
 n Die stiftung ist eine „seriöse verwaltungsstelle“ für Mitarbeiterbetei-

ligungen und bereits in einigen österreichischen Modellen praxiser-
probt. sie ist vor allem interessant, wenn arbeitnehmerinnen zwar 
an den zinsen bzw. Dividenden, nicht jedoch am vermögen des un-
ternehmens beteiligt werden sollen. Das vermögen verbleibt in der 
stiftung, die Mitarbeiterinnen erhalten als begünstigte laufende Di-
videndenzahlungen. ob die substanz (z. b. aktienanteile) an die be-
günstigten zu einem beliebigen zeitpunkt (etwa bei der Pensionie-
rung) ausgeschüttet werden soll, kann individuell geregelt werden. 
sinnvoll ist eine stiftungskonstruktion, wenn den arbeitnehmerinnen 
im zuge einer sanierung ein anteil am nominalkapital zu einem sym-
bolischen Wert angeboten wird. schwieriger wird es, wenn die arbeit-
nehmerinnen für ihren anteil Privatvermögen einbringen müssen bzw. 
die anteile aus eigener tasche bezahlen müssen, da sie auf dieses 
vermögen in späterer Folge nur einen eingeschränkten zugriff haben. 

 n Die stiftung kommt auch als zwischengesellschaft für eine gmbH in 
Frage. Das „Fluktuationsproblem“ kann damit gelöst werden.

 n als besonderer vorteil erweist sich die günstige besteuerung. Die ein-
bringung von vermögen – also der arbeitnehmeranteile – in die stif-
tung wird mit 2,5% besteuert. Wenn das unternehmen gewinne an 
die stiftung ausschüttet, müssen diese in der stiftung selbst nicht 
versteuert werden. zinsbeträge aus sparguthaben oder Forderungs-
wertpapiere sind mit 25% Kapitalertragssteuer zu besteuern. 
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 n bei ausschüttung an die begünstigten (arbeitnehmerinnen) werden 
25% Kest fällig. bereits bezahlte Kest (z. b. auf zinsen) wird ange-
rechnet.

 n als Hindernis erweist sich der umstand, dass die gründung einer Pri-
vatstiftung sowie die laufende verwaltung relativ teuer und stark reg-
lementiert ist. Der Privatstiftung muss ein vermögen von mindestens 
70.000 € bei der gründung gewidmet werden. aufwendige verwal-
tungsprozeduren (organe, Jahresabschluss, Prüfung etc.) führen zu 
nicht unbeträchtlichen laufenden Kosten. 

Belegschaftsbeteiligungsstiftung
Diese art der stiftung wurde durch das Kapitalmarktoffensive-gesetz 
2001 geschaffen. eine Privatstiftung gilt demnach dann als belegschafts-
beteiligungsstiftung (§ 4 abs. 11 z1c estg), wenn sie nach der stiftungsur-
kunde und der tatsächlichen geschäftsführung ausschließlich und unmit-
telbar der Durchleitung von ausschüttungen der arbeitgebergesellschaft 
oder verbundener Konzernunternehmen dient. stifter können nur der ar-
beitgeber, die Konzernunternehmen oder der (zentral)betriebsrat(sfonds) 
sein. belegschaftsbeteiligungsstiftungen sind somit sehr gut zur bildung 
von strategischem eigentum geeignet, da das Kapital langfristig gebun-
den bleibt. aus der sicht der arbeitnehmer besteht jedoch im vergleich zu 
oben dargestellten „normalen“ Privatstiftung der nachteil, dass die sub-
stanz selbst nicht ausgeschüttet werden und lediglich Dividenden an die 
begünstigten durchgeleitet werden dürfen. 

 n zuwendungen des arbeitgebers (stifters) an die stiftung sind als be-
triebsausgaben steuerlich abzugsfähig.

 n begünstigt dürfen ausschließlich arbeitnehmer (einschl. früherer ar-
beitnehmer sowie Partner und Kinder sein. 

 n Die zuwendungen des arbeitgebers können auf maximal 10 Jahre 
verteilt werden und müssen in der stiftung als betriebseinnahme ver-
steuert werden.

 n Die stiftung selbst ist grundsätzlich unbeschränkt körperschaftssteu-
erpflichtig.

 n zuwendungen des stifters sind bis zu einem Höchstbetrag von jähr-
lich 1.460 € für jeden begünstigten steuerbefreit. Darüber hinaus sind 
die zuwendungen als betriebseinnahme zu versteuern. 

 n Die zuwendungen der belegschaftsbeteiligungsstiftung an die be-
günstigten arbeitnehmerinnen stellen zwar grundsätzlich einen steu-
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erpflichtigen vorteil aus dem Dienstverhältnis dar. bis zu 1.460 € jähr-
lich unterliegen die zuwendungen aber lediglich der 25%igen Kest. 

Mittelbare Beteiligung durch eine Unterbeteiligung
um die Probleme – insbesondere das Fluktuationsproblem – einer direk-
ten beteiligung an einer gmbH zu umgehen, bietet es sich auch an, die 
arbeitnehmerinnen nur im innenverhältnis zu beteiligen. nach außen hin 
– etwa im Firmenbuch – scheinen die arbeitnehmerinnen nicht auf, eine 
beteiligungsänderung kann ohne notariatsakt und Firmenbucheintragung 
vorgenommen werden. als vorteilhaft erweist sich dieses Modell insofern, 
als der unterbeteiligungsvertrag beliebig gestaltbar ist. zu beachten ist 
allerdings, ob durch eine unterbeteiligung eine Mitunternehmerschaft mit 
den damit verbundenen steuerlichen Konsequenzen entsteht.

als nachteil der unterbeteiligung erweist sich die abhängigkeit der un-
terbeteiligten Mitarbeiterinnen von einem Hauptgesellschafter sowie die 
mangelnde verbindung mit dem arbeitgeberunternehmen. Mitbestim-
mungsmöglichkeiten – etwa in der generalversammlung – sind auf diese 
Weise kaum vorhanden.

Treuhandschaft
auch die treuhandschaft ist ein vertrag im innenverhältnis. anders als bei 
der unterbeteiligung basiert sie allerdings nicht auf einem schuldrechtli-
chen verhältnis, sondern auf einem geschäftsbesorgungsverhältnis. Für 
Mitarbeiterbeteiligung ist vor allem die „fiduziarische“ treuhand geeignet, 
bei der der treuhänder zivilrechtlicher gesellschafter wird. im Firmenbuch 
scheint der treuhänder auf, das Fluktuationsproblem bei der gmbH kann 
damit ebenfalls in den griff bekommen werden. Die stimmrechte in der 
general- oder Hauptversammlung werden durch den treuhänder wahrge-
nommen, eine uneinheitliche stimmausübung ist möglich.

52835_mitarbeiterbeteiligung_kern.indd   27 25.11.10   17:28



28 AK-Infoservice

steuerrecHtlicHe FÖrDerung 

Mitarbeiterbeteiligung wird unter bestimmten voraussetzungen steuerlich 
gefördert. Die entsprechenden gesetzlichen regelungen finden sich im 
§ 3 (1) z 15 lit b estg. „von der einkommensteuer befreit ist der vorteil 
aus der unentgeltlichen oder verbilligten abgabe von beteiligungen am 
unternehmen des arbeitgebers oder an mit diesem verbundenen Kon-
zernunternehmen bis zu einem betrag von 1.460 € jährlich, soweit dieser 
vorteil vom arbeitgeber allen arbeitnehmern oder bestimmten gruppen 
seiner arbeitnehmer gewährt wird. ...“ 

Demzufolge ist der vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten abga-
be von beteiligungen am unternehmen des arbeitgebers oder an mit die-
sem verbundenen Konzernunternehmen bis zu einem betrag von 1.460 € 
jährlich von der einkommensteuer befreit. voraussetzung ist jedoch, dass 
dieser vorteil vom arbeitgeber allen arbeitnehmerinnen oder bestimmten 
gruppen seiner arbeitnehmerinnen gewährt wird. 

Der im steuerrecht geltende Freibetrag für Mitarbeiterbeteiligungen und 
bestimmte optionen (bis 1. 4. 2009) kommt auch in der sozialversiche-
rung zur anwendung. Dies bedeutet, dass begünstigte Mitarbeiterbetei-
ligungen auch nicht dem Dienstgeberbeitrag, der Kommunalsteuer und 
der sozialversicherung unterliegen.

Mitarbeiterbeteiligungen und stock-options werden weder in die be-
messungsgrundlage für das entgeltfortzahlungsgesetz noch für beendi-
gungsansprüche einbezogen werden.

acHtung: Damit die befreiung von der einkommensteuer greift, 
muss es sich jedenfalls um (unentgeltliche oder verbilligte) unter-
nehmensanteile handeln. Keiner steuerlichen Förderung unterlie-
gen bargeldzuschüsse, sonderprämien oder auch ein zinsenloses 
Darlehen des arbeitgebers, die zum beteiligungserwerb gewährt 
werden. auch darf die beteiligung nicht anstelle von lohn oder 
lohnerhöhung gewährt werden – sie ist dann nicht unentgeltlich. 
von der einkommensteuer befreit ist nur der vorteil aus der unent-
geltlichen oder verbilligten abgabe. 
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Dazu ein beispiel:
Der arbeitgeber macht allen arbeitnehmerinnen das angebot, 4 
aktien zum Preis von 3 zu erwerben. Damit sie in den genuss der 
maximalen steuerlichen Förderung kommen, müssen sie aktien im 
Wert von 5.840 € zum Preis von 4.380 € erwerben. Der vom un-
ternehmen gewährte ‚rabatt‘ von 1.460 € muss nicht versteuert 
werden und unterliegt auch nicht der sozialversicherung.

als beteiligung im sinne dieser regelung werden prinzipiell nur Risiko-
beteiligungen gewertet:

 n aktien und Partizipationsscheine am unternehmen des arbeitgebers 
oder an einem mit diesem verbundenen Konzernunternehmen im sin-
ne des § 15 aktg bzw. § 115 gmbHg

 n anteile an gesellschaften mit beschränkter Haftung
 n anteile an erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
 n echte stille beteiligungen
 n optionen (nur, wenn sie vor dem 1. 4. 2009 eingeräumt wurden; son-

derregelung)

beteiligungen als Mitunternehmer fallen nicht unter die begünstigung, 
weil keine Dienstnehmerschaft gegeben ist. Daher sind anteile an Per-
sonengesellschaften (og, Kg) ausdrücklich ausgeschlossen. ausgenom-
men ist auch die atypische stille gesellschaft (beteiligung an den stillen 
reserven bzw. am Firmenwert des unternehmens). auch Forderungs-
wertpapiere sind ausgeschlossen, unabhängig ob sie einen anspruch auf 
eine feste verzinsung oder auf gewinnbeteiligung begründen. Darunter 
fallen z. b. gewinnschuldverschreibungen und obligationsartige genuss-
rechte. Das partiarische Darlehen fällt ebenfalls nicht unter die steuerliche 
begünstigung.

Der steuervorteil wird nur für eine längerfristige Mitarbeiterbeteiligung ge-
währt, was durch eine Behaltepflicht von 5 Jahren geregelt ist. Die Frist 
beginnt mit ablauf des Kalenderjahres zu laufen, in dem die beteiligung 
erworben wurde. Der arbeitnehmer hat dem arbeitgeber jährlich die be-
haltefrist durch vorlage eines Depotauszuges (bei aktien und Partizipati-
onsscheinen) bis zum 31. 3. nachzuweisen. anstelle der Hinterlegung bei 
einem Kreditinstitut ist auch die Hinterlegung bei einem von arbeitgeber 
und arbeitnehmervertretung gemeinsam bestimmten rechtsträger als 
treuhänder möglich.
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Wird die beteiligung vorzeitig verkauft, ist die seinerzeitige steuerfrei be-
lassene zuwendung als sonstiger bezug nach zu versteuern. Die Melde-
verpflichtung und die nachversteuerung entfallen, wenn die Übertragung 
bei oder nach beendigung des Dienstverhältnisses erfolgt.
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arbeitsrecHtlicHe ausWirKungen

bei der gestaltung von Mitarbeiterbeteiligung sind allfällige arbeitsrechtli-
che einschränkungen zu beachten. im Folgenden werden daher kurz die 
relevanten bestimmungen des arbeitsrechts erläutert. 

Entgeltbegriff und betriebliche Übung

Werden leistungen an die arbeitnehmer regelmäßig oder auch jährlich 
gewährt, so zählen diese zum arbeitsentgelt. Für die berechnung des 
arbeitsentgeltes gilt ein Durchrechnungszeitraum von 12 typischen Mo-
naten, wobei die Freiwilligkeit und die Widerrufbarkeit der leistung nichts 
am entgeltcharakter ändern. Durch Wiederholung verliert eine leistung 
den charakter der Freiwilligkeit und die arbeitnehmer erwerben durch 
die verfestigung einer betrieblichen Übung schlüssig einen anspruch auf 
die leistung. Dies gilt auch dann, wenn der arbeitgeber keinen verpflich-
tungswillen besitzt. 

Dies bedeutet, dass die regelmäßig gewährte Mitarbeiterbeteiligung ei-
nerseits in die berechnung der sonderzahlungen und urlaubsentgelt mit-
einbezogen wird und andererseits nach ablauf der ausgabefrist weiterhin 
ein anspruch auf gewährung durch die Mitarbeiter geltend gemacht wer-
den kann.

Das arbeitsvertragsrechts-anpassungsgesetz idF KMog sieht vor, dass 
ab 2001 Mitarbeiterbeteiligungen und aktienoptionen weder in die be-
messungsgrundlage für das entgeltfortzahlungsgesetz noch für beendi-
gungsansprüche einbezogen werden.

Auswirkungen des Verzichts auf Arbeitslohn
Der verzicht auf arbeitslohn ist nur bei jenen arbeitnehmern rechtswirk-
sam, die auch nach dem verzicht mindestens die kollektivvertragliche 
Mindestentlohnung erhalten.

unabhängig davon gilt, dass, wenn der arbeitnehmer auf arbeitslohn 
(auch über dem Mindestlohn) verzichtet und dafür einen ersatz erhält, 
der arbeitnehmer durch das substitut nicht schlechter gestellt werden 
darf, also ohne lohnverzicht. Das bedeutet für die ausgaben von Mitar-
beiterbeteiligungen, dass der arbeitnehmer kein Kursrisiko tragen darf. 

52835_mitarbeiterbeteiligung_kern.indd   31 25.11.10   17:28



32 AK-Infoservice

ist die Mitarbeiterbeteiligung lohnsteuerfrei, der lohnverzicht wäre jedoch 
steuer pflichtig gewesen, ist die steuerbelastung in diese betrachtung 
miteinzubeziehen. Je nach grenzsteuersatz wäre demnach trotz eines 
Kursverlustes von 21% bis 50% keine schlechterstellung des Mitarbei-
ters gegeben.

Für die ersatzzahlungen sind auszahlungstermine festzulegen.

Einschränkungen der Gestaltungsmöglichkeiten

Die bindung der begünstigten Mitarbeiteraktie an das aufrechte Dienst-
verhältnis ist dann sittenwidrig, wenn bei Kündigung durch den arbeit-
geber dem arbeitnehmer entgelt in der Form entzogen wird, dass er die 
aktien zurückgeben muss. Durch den arbeitgeber darf keine einseitige 
einflussnahme auf bereits verdientes entgelt genommen werden.

entfallen die vorteile der Mitarbeiterbeteiligung nur bei Kündigung des 
arbeitnehmers nicht aber bei Kündigung durch den arbeitgeber, so ist 
auf die grundsätzliche Kündigungsfreiheit des arbeitnehmers rücksicht 
zu nehmen. Der Mitarbeiter darf in seiner Kündigungsent schei dung nicht 
schlechter gestellt werden, als bei einer arbeit geberkündigung. 

Hat der arbeitnehmer im voraus die begünstigte Mitarbeiterbeteiligung 
erhalten, so ist eine rückzahlungsverpflichtung bei Kündigung rechtlich 
möglich.

Gleichbehandlungsgrundsatz

bei der gestaltung und bestimmung der anspruchsberechtigten für die 
Mitarbeiterbeteiligung ist auf die unmittelbare und mittelbare Diskriminie-
rung zu achten. so dürfen Minderheiten nicht schlechter gestellt werden, 
als der Durchschnitt der Mehrheit. gibt es in einem unternehmen 10% 
arbeiter und 90% angestellte, und sind nur die angestellten teil des be-
teiligungsprogramms, so kann eine unmittelbare Diskriminierung vorlie-
gen.

es ist aber auch auf die mittelbare Diskriminierung zu achten. sollen z. b. 
teilzeitbeschäftigte aus dem Programm ausgeschlossen werden und be-
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finden sich in dieser gruppe überwiegend Frauen, so liegt eine mittelbare 
Diskriminierung vor.

Rolle des Betriebsrats und des Betriebsratsfonds

Der betriebsrat hat bei Mitarbeiterbeteiligungsmodellen kein grundsätzli-
ches Mitwirkungsrecht. im arbvg (arbeitsverfassungsgesetz) findet sich 
lediglich eine Mitwirkungsbestimmung für gewinnbeteiligungen. Dem-
nach wird im § 97 abs. 1 z 16 arbvg festgelegt, dass der betriebsrat bei 
der einführung von gewinnbeteiligungssystemen eine betriebsvereinba-
rung abschließen kann. Das arbvg definiert den begriff „gewinnbeteili-
gung“ allerdings nicht näher, es ist daher wohl vom jeweiligen Mitarbei-
terbeteiligungsmodell abhängig, in wie weit es unter diese regelung fällt. 

Die verwaltung von Mitarbeiteraktien durch ein Mitglied des betriebsrates 
als treuhänder oder in einer anderen Form stellt eine unzulässige erwei-
terung der gesetzlichen Mitwirkungsbefugnis dar und kann durch jeden 
einzelnen Mitarbeiter angefochten werden. Die tragweite und mögliche 
umgehungen dieser bestimmung ist noch im einzelfall zu klären.

Anschaffung und Verwaltung von Aktien durch den 
Betriebsratsfonds?

Der betriebsratsfonds ist eine eigene rechtspersönlichkeit, die zweckge-
widmetes vermögen besitzt und im rahmen der geschäftsordnung tätig 
werden darf. nach § 74 abs. 3 ivm § 73 abs. 1 arbvg sind die Mittel 
des betriebsratsfonds zur Deckung der Kosten der geschäftsführung des 
betriebsrates und zur errichtung und erhaltung von Wohlfahrtseinrichtun-
gen sowie zur Durchführung von Wohlfahrtsmaßnahmen zugunsten der 
arbeitnehmerschaft zweckgebunden. Der begriff der „Wohlfahrtsmaß-
nahmen zugunsten der arbeitnehmerschaft“ sollte weit auszulegen sein, 
sodass darunter wohl auch ein Mitarbeiterbeteiligungsmodell fallen kann. 
voraussetzung ist jedoch, dass dies auch in der geschäftsordnung des 
betriebsrates gedeckt ist. Kann der betriebsratsfonds aufgrund seiner 
geschäftsordnung aktien erwerben und als treuhänder für die Mitarbei-
ter fungieren, stehen keine rechtlichen einschränkungen entgegen. Der 
rechtliche Handlungsspielraum wird – wie oben erwähnt – im einzelfall 
noch abzuklären sein.
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Das KMog sieht in diesem zusammenhang vor, dass die vom arbeitneh-
mer erworbenen beteiligungen für den zeitraum der behaltefrist einem 
von arbeitgeber und der arbeitnehmervertretung bestimmten rechtsträ-
ger zur (treuhändigen) verwaltung übertragen werden können. 

generell ist jedoch von einer derartigen rolle des betriebsratsfonds ab-
zuraten. es ist immer zu bedenken, dass mit aktienanteilen auch risken 
verbunden sind und es daher durchaus zu situationen kommen kann, die 
den betriebsratsfonds einerseits in wirtschaftliche schwierigkeiten brin-
gen und andererseits zu einer interessenskollision mit der eigentlichen 
aufgabe des betriebsratsfonds führen können.
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strategiscHes eigentuM DurcH  
Mitarbeiterbeteiligung?

Die Privatisierungsdebatte

in den letzten Jahren wurde ein großteil der ehemaligen Öiag-unterneh-
men über die börse privatisiert und mit den einnahmen das budgetdefizit 
abgedeckt. von seiten der gewerkschaft und der aK wird durch die Pri-
vatisierung von schlüsselunternehmen eine gefährdung von Österreich 
als standort von wichtigen unternehmensteilen, vor allem der  Konzern-
zentralen befürchtet. Damit verbunden wäre ein verlust von Wertschöp-
fung und in der Folge von arbeitsplätzen, wie das beispiel semperit Mitte 
der neunziger Jahre ja eindrucksvoll bewiesen hat. aus diesem grund 
finden sich die unternehmen eines strategisch bedeutenden sektors in 
fast allen industrieländern mehrheitlich in inländischem besitz. 

Arbeitnehmer als strategische Eigentümer

Diese Überlegungen führen nun dazu, die schaffung von strategischem 
eigentum mit Hilfe von Mitarbeiterbeteiligung in erwägung zu ziehen. Da-
bei eröffnen sich unter anderem folgende Fragestellungen: 

 n Können und sollen die arbeitnehmer nun in die rolle des staates 
schlüpfen und dessen rolle als „strategischem“ eigentümer über-
nehmen? 

 n Welches risiko übernehmen sie dabei? 
 n Wie sollen die beschäftigten den anteilsverkauf finanzieren, der zum 

teil ein erhebliches volumen verlangen würde, damit tatsächlich ein 
„strategischer einfluss“ erreicht werden könnte? 

 n und letztlich, was sind eigentlich die aufgaben von strategischen ei-
gentümern?

Die antworten auf diese Fragen sind nicht einfach und die Wünsche und 
erwartungen der beteiligten nicht einheitlich. Management und betriebs-
räte der betroffenen unternehmen haben zum teil einen sehr unterschied-
lichen zugang zu diesem thema. einige unternehmen wollen ihren be-
schäftigten im zuge der Privatisierung aktienpakete anbieten, ergreifen 
allerdings keine zusätzliche Maßnahmen, um die belegschaftsaktien zu-
künftig auch strategisch zu nützen. in diesen Fällen – etwa der telekom-
Privatisierung – ist zu erwarten, dass die neuen aktionäre ein gutes bör-
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senklima nützen und ihre anteile relativ rasch in bare Münze umwandeln 
werden. eine bündelung von aktionärsinteressen wird nicht angestrebt 
bzw. gefördert und der belegschaftsanteil wird sich aller voraussicht 
nach mit der zeit „verflüchtigen“. erfahrungen von früheren Mitarbeiter-
beteiligungsmodellen etwa bei der aua oder der oMv, die in dieser Form 
durchgeführt wurden, zeigen, dass strategisches eigentum auf diese art 
nicht geschaffen werden kann. 

bei anderen Privatisierungen – etwa dem Flughafen Wien oder der va 
stahl – wird dagegen versucht, die anteile der Mitarbeiter fest – etwa in 
einer stiftung – zu verankern und damit das strategische eigentum auf 
lange sicht hinaus zu stabilisieren, was aber andererseits wieder den 
nachteil für die beschäftigten bringt, dass sie nicht frei über die beleg-
schaftsaktien verfügen können. 

Voraussetzungen für strategisches Eigentum

strategisches eigentum setzt voraus, dass
 n der strategische beteiligungsblock „stabil“ ist – und nicht durch an-

teilsverkäufe etwa in Folge von gewinnmitnahmen (Kurssteigerungen) 
oder Fluktuation geringer wird;

 n die eigentümer des strategischen eigentümerblocks stimmrechte ha-
ben und diese auch tatsächlich gebündelt wahrgenommen werden 
können;

 n ein ausreichend großer Kapitalanteil erreicht wird, um wichtige ent-
scheidungen – unter umständen gemeinsam mit anderen strategi-
schen eigentümern (syndikat) – beeinflussen zu können;
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Verschiedene Modelle 

soll strategisches eigentum geschaffen werden, müssen also begleit-
maßnahmen ergriffen werden, damit der belegschaftsanteil über einen 
längeren zeitraum erhalten bleibt und damit andererseits auch die stimm-
rechte der belegschaft aktiv wahrgenommen werden können. 

Prinzipiell gibt es drei mögliche varianten, wie diese bündelung erreicht 
werden kann:

 n variante a – Stimmenbündelung
 Die arbeitnehmerinnen erwerben die aktien, übertragen das stimm-

recht allerdings einem treuhänder. Dieser treuhänder kann etwa ein 
belegschaftsverein, eine Person oder auch eine stiftung sein. Damit 
der treuhänder das stimmrecht ausüben kann ist weiters eine syn-
dizierung der stimmen erforderlich. Diese lösung ist eine sehr einfa-
che und relativ unbürokratische alternative, die aber nicht verhindern 
kann, dass die anteile verkauft werden können und sich das strategi-
sche eigentum damit allmählich „verflüchtigt“.

 n variante b – Anteilspool
 Damit dies verhindert werden kann, wird die zwischengesellschaft 

(verein etc.) als anteilspool verwendet. Wollen arbeitnehmerinnen 
ihre anteile verkaufen, so schaltet sich die zwischengesellschaft als 
„Parkplatz“ für die anteile ein, erwirbt diese und verkauft sie an den 
nächsten beschäftigten weiter. als Problem erweist sich bei dieser 
variante vor allem die Frage, wie der anteilspool finanziert werden 
soll. 

 n variante c – Beschränkung der Verfügbarkeit
 Hier wird die verfügbarkeit über die anteile eingeschränkt. Die akti-

en werden etwa in eine stiftung eingebracht und nur in bestimmten 
– vorher definierten – Fällen (z. b. beendigung des Dienstverhältnis-
ses, Pensionierung etc.) an die arbeitnehmer weitergegeben. Die be-
teiligten erhalten lediglich die Dividende aus der aktie. bei der be-
legschaftsstiftung wird die ausschüttung der substanz sogar dezitiert 
ausgeschlossen. 
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Welches Modell zur Bildung von strategischem  
Eigentum geeignet ist

Welche dieser varianten gewählt wird, hängt von den zielen der betroff-
fenen ab. sollen die anteile frei verfügbar sein, wird eine einbringung in 
eine stiftung wohl nicht möglich sein. und umgekehrt, soll es ziel sein, ein 
möglichst stabiles strategisches eigentum zu schaffen, wird man/frau um 
die stiftungslösung wohl nicht herumkommen. 

Daneben spielen aber noch eine reihe von zusätzlichen Faktoren eine 
wichtige rolle. an deren spitze ist sicherlich der steuerrechtliche aspekt. 
Die Modelle sollen in der regel möglichst steuerschonend sowohl für den 
arbeitgeber als auch die beschäftigten angelegt sein. Daraus ergeben 
sich in der Praxis oft relativ komplexe – wenn nicht sogar abenteuerliche 
– Konstruktionen. auch die Frage, in welcher rechtsform die zwischen-
gesellschaft gestaltet sein soll, ist ein wichtiges element. Hier kommen 
etwa vereine, gesellschaften bürgerlichen rechts oder aber stiftungen in 
Frage. vor allem die stiftungen haben hier – vor allem wegen ihrer steu-
erbegünstigungen – in letzter zeit deutlich an bedeutung gewonnen. und 
letztlich ist auch die Frage der Finanzierung der belegschaftsanteile eine 
nicht unbedeutende. es macht einen unterschied, ob die arbeitnehmer 
die aktien aus ihrem Privatvermögen erwerben oder ob der arbeitgeber 
die aktien finanziert. im ersten Fall wäre eine einschränkung der verfüg-
barkeit etwa durch einbringung in eine stiftung kaum vorstellbar, im zwei-
ten Fall dagegen kein Problem. 
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Strategisches Eigentum aus der Sicht von  
AK und ÖGB

Die interessensvertretungen der arbeitnehmerinnen begrüßen die schaf-
fung von strategischem eigentum und sehen in der Mitarbeiterbeteili-
gung durchaus einen Weg, wie dieses realisiert werden kann. es muss 
jedoch klar sein, dass die anteile der belegschaft in der regel nur sehr 
gering sein werden (im Durchschnitt maximal 5%), sodass in der Praxis 
eine syndizierung mit anderen strategischen eigentümern notwendig sein 
wird, um ein entsprechendes gewicht in der Hauptversammlung zu er-
langen. es muss jedoch auch klar herausgestrichen werden, dass aktien 
risikokapital darstellen und die gefahr von vermögensverlusten dadurch 
immer gegeben ist. bei der Modellgestaltung ist daher darauf zu achten, 
dass das risiko für die beschäftigten in einem übersehbaren ausmaß 
bleibt. Weiters wird auch darauf geachtet werden müssen, dass durch 
die verfügbarkeit des einkommens durch Mitarbeiterbeteiligungsmodelle 
nicht unzumutbar eingeschränkt wird, da dadurch gewerkschaftspoliti-
sche grundprinzipien durchbrochen werden würden. und letztlich wird 
der erfolg von strategischen beteiligungsmodellen auch davon abhän-
gen, ob es gelingt, die stimmrechte im sinne einer arbeitnehmerorientier-
ten strategie wahrzunehmen und damit dem shareholder-value-Denken 
vieler institutionellen anleger entsprechend entgegenzuwirken.
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risKen unD Deren verMeiDung

 n Vermögensrisiko
 zum möglichen verlust des arbeitsplatzes und damit des laufenden 

einkommens kommt im Fall der insolvenz des unternehmens auch das 
risiko des vermögensverlustes hinzu. Die anteile verlieren an Wert und 
können nicht mehr oder nur mehr zu einem weit niedrigeren Wert ver-
flüssigt werden. Durch den insolvenzausgleichsfonds werden vermö-
gensverluste aus beteiligungen nicht ersetzt. Dieses risiko kann durch 
die gestaltung des Modells (z. b. stille gesellschaft ohne verlustteilnah-
me), rückkaufmöglichkeiten zu einem fix vereinbarten Preis oder durch 
garantien (z. b. austria Wirtschaftsservice gmbH) abgesichert werden. 
Das vermögensrisiko kommt nicht nur im Falle einer insolvenz zum tra-
gen, sondern auch wenn die arbeitnehmer ihre anteile zu einem un-
günstigen zeitpunkt verkaufen müssen, weil sie das geld benötigen. 

 n Risikostreuung
 Durch Mitarbeiterbeteiligung wird das angesparte vermögen des be-

teiligten nicht gestreut. vermögensverluste haben dann fatale Folgen. 
um die vermögensverluste der beschäftigten in grenzen zu halten, 
sollten limits für die beteiligungshöhe vorgesehen werden (eventuell 
nach beschäftigtengruppen oder einkommenshöhe differenziert).

 n Beteiligungsfinanzierung mit Fremdkapital
 Manche unternehmen gewähren den arbeitnehmerinnen zur Finan-

zierung und als anreiz für die Mitarbeiterbeteiligung Darlehen. Dies 
kann vor allem im Krisenfall zu unüberwindbaren finanziellen belas-
tungen für die beteiligten führen. sie haben dann nicht nur einen teil 
ihres vermögens verloren, sondern zusätzliche belastungen aus der 
rückzahlung der verbliebenen schulden.

 n Sperrfristen
 sperrfristen verhindern in vielen Modellen (auch im einkommensteu-

errecht) einen ausstieg aus der beteiligung, weshalb darauf verzichtet 
werden sollte. außerordentliche Kündigungsmöglichkeiten, etwa für 
den Fall von persönlichen notsituationen, sind empfehlenswert.

 n Die wirtschaftliche Lage des Unternehmens
 Die wirtschaftliche lage des unternehmens sollte als grundlage für 

die Mitarbeiterbeteiligung herangezogen werden, dazu zählt jedenfalls 
ein aktueller Jahresabschluss. chancen und risken für die beschäf-
tigten sind abzuwägen. vollständige transparenz ist voraussetzung, 
um das notwendige vertrauen zwischen belegschaft und geschäfts-
führung aufzubauen.
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 n Freiwilligkeit
 Mitarbeiterbeteiligungen sollten nur auf Freiwilligkeit einer teilnahme 

beruhen. arbeitnehmerinnen, die einer Mitarbeiterbeteiligung aus wel-
chen gründen auch immer ablehnend gegenüberstehen oder deren 
finanzieller spielraum eine beteiligung nicht erlaubt, sollten nicht zu ei-
ner Mitarbeiterbeteiligung „überredet“ oder gar gezwungen werden. 

 n Einfache Modellgestaltung
 Das beteiligungsmodell sollte möglichst einfach, klar und transparent 

sein. Komplizierte Modellkonstruktionen sind zu vermeiden. 
 n Mitsprache-, Informations- und Schulungsmöglichkeiten

 Für die beteiligten sollten entsprechende Mitsprache-, informations- 
und schulungsmöglichkeiten vorgesehen werden. viele Mitarbeite-
rinnen haben kaum erfahrung im umgang mit aktien bzw. anderen 
beteiligungsformen. Der betriebsrat ist jedenfalls aktiv in den Prozess 
einzubeziehen. er hat die anliegen der belegschaft zu vertreten und 
kann auch wichtige aufgaben (Koordination, information, aufklärung 
etc.) wahrnehmen. beteiligte arbeitnehmerinnen benötigen einerseits 
laufend informationen über die wirtschaftliche lage des unterneh-
mens. schulungsmaßnahmen für den umgang mit risikokapital sind 
vorzusehen.

Weniger Risiko durch Garantien

Für Mitarbeiterbeteiligungen in Klein- und Mittelbetrieben gibt es die Mög-
lichkeit, das risiko des vermögensverlustes zu minimieren. so gewährt 
etwa die austria Wirtschaftsservice gmbH eine eigenkapitalgarantie für 
investoren (und damit auch für beteiligte beschäftige), die das risiko bei 
insolvenz des unternehmens deckt. gefördert werden beteiligungen an 
KMus (Klein- und Mittelbetriebe) aller branchen mit ausnahme von un-
ternehmen der tourismus- und Freizeitwirtschaft. Die beteiligung muss an 
einem unternehmen erfolgen, das vor maximal 5 Jahren gegründet bzw. 
übernommen wurde. Durch die eigenkapitalgarantie werden beteiligun-
gen am eigenkapital gefördert, die in Form zusätzlicher barmittel erfolgen 
und eine laufzeit von mindestens 10 Jahren mit einer ertragsabhängigen 
verzinsung aufweisen. es muss sich auch hier um eine echte eigenkapi-
talbeteiligung – also eine risikobeteiligung – handeln. auch stille gesell-
schaften sind möglich. Für die Übernahme der garantie ist ein jährliches 
entgelt von 0,6% des beteiligungsbetrages plus bearbeitungsentgelt zu 
bezahlen.
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zur Position von aK unD Ögb

Weder die arbeiterkammer noch der Ögb stellen sich prinzipiell gegen 
Mitarbeiterbeteiligung, haben jedoch eine sehr differenzierte Position. 
Die arbeiterkammern haben sich schon anfang der 90er Jahre intensiv 
damit auseinandergesetzt und im aK-Memorandum ihre Position darge-
legt: Mitarbeiterbeteiligung kann für die arbeitnehmerinnen in Hinblick 
auf Partizipation an gewinn und substanzwert, informations- und Mit-
wirkungsrechte und den bestand des unternehmens neue Möglichkeiten 
und chancen eröffnen. Jedes zur Diskussion gestellte Modell muss je-
doch sorgfältig geprüft werden. grundvoraussetzung muss die absolute 
Freiwilligkeit der teilnahme jedes und jeder einzelnen sein. eine ähnliche 
auffassung vertritt auch der Ögb. im rahmen des bundeskongresses 
1991 wurde eine offizielle Position zur Mitarbeiterbeteiligung abgegeben. 
Die gewerkschaft streicht heraus, dass Mitarbeiterbeteiligung kein ersatz 
und keine alternative für die Mitbestimmung gemäß arbeitsverfassungs-
gesetz sein darf. Der Ögb gibt ferner zu bedenken, dass die Möglichkei-
ten, den lohn nach freien stücken zu verwenden bzw. den arbeitsplatz 
zu wechseln, durch Mitarbeiterbeteiligung eingeschränkt werden können.
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cHecKliste

Motive
 n Welche erwartungen verbindet die arbeitgeberseite mit der Mitarbei-

terbeteiligung?
 n Welche erwartungen haben die arbeitnehmerinnen?
 n von wem geht die initiative aus?
 n sind die Motive aus der sicht der arbeitnehmerinnen problematisch 

(beispielsweise zu starke shareholder-value-orientierung)?
 n Wer profitiert von der Mitarbeiterbeteiligung, für wen könnten Proble-

me entstehen?
 n Wie ist die Mitarbeiterbeteiligung in die unternehmenskultur bzw. 

Personalpolitik eingebettet?
 n Werden durch das Mitarbeiterbeteiligungsmodell besondere leis-

tungsanreize geschaffen ?
 n Wie ist das beteiligungssystem im gesamtkontext mit dem bestehen-

den lohnsystem zu beurteilen?
 n Welche auswirkungen auf die finanzielle gebarung des unterneh-

mens sind zu erwarten?

Erfahrungen
 n Welche Firmen haben bereits erfahrungen mit ähnlichen Mitarbeiter-

beteiligungsmodellen?
 n gespräch mit betriebsrat, beschäftigten, geschäftsführerinnen su-

chen;

Die wirtschaftliche Lage des Unternehmens
 n Wie ist die wirtschaftliche lage des unternehmens zu beurteilen – 

Jahresabschluss?
 n Wie ist die weitere entwicklung zu bewerten – vorschaurechnungen, 

Planrechnungen?
 n Welche strategien verfolgt das unternehmen – Produkte, Märkte, in-

vestitionen, börsegang, Kooperationen, ausgliederungen, umstruktu-
rierungen?

 n sind eigentümerwechsel in nächster zeit zu erwarten?
 n Wie entwickelt sich das umfeld des unternehmens – branche?
 n Welche stärken und schwächen hat das unternehmen?
 n Wie ist es um die Finanzierung des unternehmens bestellt – Kapital-

ausstattung, Fremdkapitalanteil, liquidität?
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Mitbestimmung
 n sollen durch Mitarbeiterbeteiligung die Mitbestimmungsmöglichkei-

ten verbessert werden?
 n Welche Mitbestimmungsmöglichkeiten haben die arbeitnehmerinnen 

derzeit – betriebsrat, aufsichtsrat?
 n Werden den beteiligten arbeitnehmerinnen besondere rechte einge-

räumt?
 n Können/sollen die stimmrechte der belegschaft gebündelt werden, 

um in der Haupt-/generalversammlung effektiver aufzutreten?
 n erhalten die arbeitnehmer stammaktien mit stimmrecht oder vor-

zugsaktien ohne stimmrecht?
 n Wird durch die Mitarbeiterbeteiligung die sperrminorität erreicht?

Rechtliche Gestaltung des Modells
 n Welche beteiligungsform wird gewählt – eigenkapital, Fremdkapital, 

stille gesellschaft, genussrechte etc. – vor allem von der rechtsform 
des unternehmens abhängig;

 n sollen die beteiligten arbeitnehmerinnen am gewinn und am verlust 
der gesellschaft teilnehmen?

 n Wird eine direkte oder eine indirekte beteiligungsform angestrebt?
 n an welcher gesellschaft werden die beschäftigten beteiligt sein – 

Mutter, tochter?
 n gibt es sperrfristen, in der die beteiligung nicht weiterveräußert wer-

den kann?
 n gibt es ausstiegsmöglichkeiten etwa bei persönlichen finanziellen 

notlagen?
 n Wie wird der veräußerungswert bei veräußerung und ausstieg aus 

dem Modell berechnet?
 n sollen anteile bei verkauf innerhalb eines bestimmten „Kreises“ blei-

ben (Parkplatz für beteiligungen errichten)?
 n ausstiegsmöglichkeiten bei unvorhergesehenen bzw. unerwünschten 

unternehmensentwicklungen vorsehen – z. b. umstrukturierungen, 
Fusionen;

 n soll die beteiligungshöhe pro Mitarbeiter beschränkt werden?
 n soll die verfügbarkeit der anteile eingeschränkt werden – z. b. vor-

kaufsrechte, beschränkung der Übertragbarkeit; 
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Steuerliche Aspekte
 n Wird den arbeitnehmerinnen bei der einführung des Modells etwas 

geschenkt (vorteil aus dem Dienstverhältnis, etwa 4 aktien zum Preis 
von 3)? Kann die steuerbegünstigung gemäß § 3, 1, 15  estg in an-
spruch genommen werden?

 n Droht die gefahr einer Mitunternehmerschaft?
 n Wie sind die erträge aus der beteiligung zu versteuern (Kest, endbe-

steuerung, steuererklärung)?
 n Welche steuerliche Konsequenzen hat eine veräußerung des anteiles?

Information
 n Wie soll der Diskussionsprozess mit der belegschaft bei der einfüh-

rung des Modells aussehen?
 n gibt es einsichts- und Kontrollrechte für die beteiligten arbeitneh-

merinnen – Jahresabschlüsse, Planrechnungen, Quartalsberichte?
 n sind schulungsmaßnahmen für den umgang mit aktien etc. notwen-

dig bzw. vorgesehen?
 n Wie wird die laufende und aktuelle information der beteiligten arbeit-

nehmer gesichert?

Die Risiken des Modells
 n um welche beteiligungsform handelt es sich – eigenkapital, Fremd-

kapital?
 n ist eine teilnahme an verlusten vorgesehen?
 n Hat das unternehmen besondere risiken –  z. b. länderrisiken, Wäh-

rungsrisiken, Projektrisiken?
 n ist die ertragslage des unternehmens stark schwankend?
 n Wie hoch ist das insolvenzrisiko des unternehmens?
 n ist eine garantie der austria Wirtschaftsservice möglich bzw. sinn-

voll?

Kontrolle
 n gibt es einen aufsichtsrat, in dem die belegschaft vertreten ist?
 n sind zusätzliche Kontrollmechanismen vorgesehen?
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Wer beteiligt sich?
 n Für welche arbeitnehmergruppen bzw. arbeitnehmer ist die Mitarbei-

terbeteiligung vorgesehen?
 n sind Höchstgrenzen für den bezug von anteilen vorgesehen ?
 n Wie erfolgt die Finanzierung – Mitarbeiterbeteiligung statt Prämie, 

barzahlung, Kreditaufnahme?
 n ist die teilnahme am Modell freiwillig?
 n Wird die Mitarbeiterbeteiligung auch arbeitnehmerinnen aus Kon-

zerngesellschaften angeboten?
 n Wird die teilnahme von einer betriebszugehörigkeit abhängig ge-

macht?
 n sollen die bezugsmöglichkeiten nach arbeitnehmergruppen differen-

ziert werden?

Sonstiges
 n soll die Mitarbeiterbeteiligung vor feindlichen Übernahmen schützen?
 n Welche externen berater sollen bei der Modellgestaltung einbezogen 

werden?
 n Welcher zeitplan ist optimal? 
 n soll das Modell einmalig oder laufend durchgeführt werden?
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MoDelle grosser ÖsterreicHiscHer  
unterneHMen

im Folgenden werden exemplarisch einige Modelle von großen österrei-
chischen unternehmen angeführt.

AMAG
aMag arbeitnehmer-Privatstiftung
Die stiftung hielt lange zeit 20% an der austria Metall ag und wurde im 
Jahr 1997 gegründet. Damals war die aMag ein sanierungsfall. Das un-
ternehmen wurde praktisch verschenkt, um einen symbolischen schilling 
wechselten die aktien den besitzer. Die stiftung gibt es nach wie vor, sie 
hält im Jahr 2010 noch 10% an der aMag.

Ericsson
aktien-Programm
globale aktion; Mitarbeiterinnen können eine gewisse anzahl von aktien 
kaufen abhängig von der Höhe des einkommens und der Funktion im 
unternehmen; laufzeit auf 5 Jahre fixiert; am ende wird die erworbene 
aktienzahl vom unternehmen verdoppelt, vorzeitiger austritt verursacht 
jedoch Kosten für die Mitarbeiter.

Erste Bank
Mitarbeiteraktien, ermäßigter bezugskurs; seit dem börsegang 1997 wur-
de Mitarbeiterbeteiligungsprogramm laufend ausgeweitet; behaltefrist 
von 1 Jahr; Klar definiertes ziel: Mitarbeiter an das unternehmen und 
dessen erfolg binden; seit 2002 wurden regelmäßig Mitarbeiteraktien im 
rahmen einer von der Hauptversammlung beschlossenen Kapitalerhö-
hung zur zeichnung aufgelegt; zahl der Mitarbeiter, die eigentümer der 
erste bank sind, soll kontinuierlich steigen.

EVN
aktien statt einmalzahlung
statt einer einmalzahlung von € 200,– erhielten die evn-Mitarbeiterinnen 
im Jahr 2004 sechs evn-aktien; aktien wurden in sammeldepot einge-
bracht; Kurswert der sechs aktien lag über dem betrag der einmalzah-
lung.
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Flughafen Wien
Mitarbeiterbeteiligung Privatstiftung
im november 2000 hat das unternehmen in einem ersten schritt 10 Pro-
zent des grundkapitals zurückgekauft und in eine Mitarbeiterstiftung 
eingebracht. anlass war der verkauf der Öiag-anteile. es erfolgte ein 
abtausch mit einem Prämiensystem. Mitarbeiterinnen sind über Privat-
stiftung direkt am Dividendenertrag des unternehmens beteiligt. Die ak-
tien gehen nicht, auch nicht bei Kündigung oder Pensionierung, in den 
besitz der Mitarbeiter über.

Hewlett-Packard
share ownership-Plan (soP) bzw. aktienansparplan
HP-Mitarbeiter können aktien zu einem vergünstigten Preis kaufen. Die 
aktien werden in new York (nYse) gehandelt. Der Plan wird Mitarbeitern 
in vielen ländern angeboten.

RHI-Modell
Mitarbeiterbeteiligung „4plus1“ Aktien
laufzeit seit Juni 1999; maximal € 5.840,– eigeninvestment (ausnützung 
der diesbezüglichen lst-richtlinien) – unternehmen rHi gibt gratis 25% 
dazu – maximal € 1.460; Deponie erfolgt auf dem Konzern br-Depot – 
Konzern-betriebsrat übt stimmrecht aus (Ma stimmen zu).

behaltefristen für eigeninvestment: laufendes Kalenderjahr; für gratisak-
tien 5 Kalenderjahre (ansonsten nachversteuerung); sämtliche Kosten 
trägt das unternehmen.ee

Roche
roche connect ist ein globaler Plan. Mitarbeiter können roche genuss-
scheine (stimmrechstlose Dividendenpapiere) zu einem reduzierten Preis 
kaufen. roche-genussscheine werden in zürich gehandelt. es besteht 
eine fünfjährige sperrfrist.

Salinen Austria
Mitarbeiter Privatstiftung 
Die salinen-Mitarbeiterstiftung hält seit 2000 10% an der salinen austria 
ag und wurde von eigentümern und betriebsrat gegründet. sie wird ge-
meinschaftlich gelenkt und verwaltet. neben der gewinnausschüttung an 
die Mitarbeiter wird auch ein Fonds für soziale not- und Härtefälle dotiert. 
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UNILEVER
Aktienoptionsplan für Mitarbeiter
2001 wurde aktienoptionsplan für alle Mitarbeiter mit unbefristeten 
Dienstverhältnis beschlossen. Motiv war, den Wert des unternehmens 
zu mehren; zwischen Konzerbetriebsrat und geschäftsleitung wurde eine 
vereinbarung über den aktienoptionsplan abgeschlossen; unilever Kon-
zernzentrale legt von Jahr zu Jahr fest, ob und wieviele aktienoptionen 
jedem Mitarbeiter in den jeweiligen Jahr gewährt werden.

Den Mitarbeitern wird eine gewisse anzahl von aktienoptionen geschenkt. 
Damit erhält jeder Mitarbeiter das anrecht, nach ablauf einer gewissen 
Frist (3 Jahre) unilever-aktien zu einem vorher bestimmten Preis (Preis 
von heute) zu kaufen – dann kann der Mitarbeiter die option verkaufen 
oder aktien kaufen.

in gewissen Fällen (beendigung Dienstverhältnis, ausscheiden einer ge-
sellschaft aus unilever Österreich, tod) ist eine vorzeitige ausübung der 
aktienoption vorgesehen.

Voestalpine
Voestalpine-Arbeitnehmerprivatstiftung
im Frühjahr 2000 beschloss die bundesregierung den verkauf sämtlicher 
industriebeteiligungen der republik. es drohte eine unsichere eigentü-
merstruktur. Die unternehmensleitung stellte gemeinsam mit dem be-
triebsrat Überlegungen zur absicherung des unternehmens an. 

Die vision war: mehr als 10% Kapitalanteil am unternehmen für die Mit-
arbeiterinnen. ziel war also ein Modell, das ‚strategisches eigentum‘ ge-
währleisten sollte. Dafür war eine längerfristige stimmrechtsbündelung 
der Mitarbeiterinnen-aktien und das aufbringen des erforderlichen Kapi-
tals erforderlich.

im november 2000 wurde ein zusatzkollektivvertrag abgeschlossen (in 
den Folgejahren noch mehrere). Die verwendung von entgeltbestandtei-
len zum aufbau einer Mitarbeiterbeteiligung wurde rechtlich abgesichert. 
Das Modell basiert auf mehreren betriebsvereinbarungen.

Die beteiligung erfolgte in mehreren schritten (2001: 5%, 2003: 6,4%, 
2004: 10,5%). Die treuhändisch gebündelten stimmrechte aller Mitarbei-
terinnen (ca. 16.000 im Jahr 2004) weden von der voestalpine-arbeit-
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nehmerprivatstiftung verwaltet. sie vertritt das gebündelte interesse der 
Mitarbeiterinnen bei der alljährlichen Hauptversammlung der voestalpine 
ag. es wurde auch ein vertreter in den aufsichtsrat entsandt. Die Mitar-
beiterinnen haben anspruch auf die jährliche Dividende.

bei beendigung des arbeitsverhältnisses können die Mitarbeiter entwe-
der die erworbenen aktien auf ein bankdepot übertragen, sie im Wege der 
Privatstiftung zum jeweiligen tageskurs verkaufen oder die aktien weiter-
hin durch die Privatstiftung verwalten lassen.

zur Finanzierung der Mitarbeiterbeteiligung wurden entgeltbestandtei-
le der Mitarbeiterinnen (teil der Kv-erhöhung) herangezogen. auch die 
lohnnebenkostenersparnis des unternehmens wurde an Mitarbeiterin-
nen weitergegeben.

Da es aus strategischen gründen notwendig war, die anteilsrechte sofort 
zu besitzen und nicht sukzessive aufzubauen, musste eine vorfinanzie-
rung (bankkredit) erfolgen.

im Jahr 2010 hält die voest-Mitarbeiterbeteiligungs-stiftung 13,5% an 
der voest-alpine ag. 

Wienerberger
3 Aktien plus 1 gratis
2002 wurde das beteiligungsprogramm „Wienerberger value aktie“ ein-
geführt; zur Motivation und identifikation mit dem unternehmenserfolg; 
Mitarbeitern der Wienerberger-gruppe wurde das angebot unterbreitet, 
beim Kauf von maximal 45 Wienerberger-aktien zusätzlich 15 aktien un-
entgeltlich als bonusaktien zu erhalten. Die bonusaktien sind mit einer 
betrieblichen verkaufssperre von zwei Jahren belegt. 

im Jahr 2002 haben sich 285 Mitarbeiter beteiligt; 2003 nochmals 198 
teilnehmer aus neuen ländern; 2004 wurden keine gratisaktien ausge-
geben.
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Vorwort

ArbeitnehmerInnen als Miteigentümer – zahlreiche Arbeitnehmerver-
treterInnen haben sich in den letzten Jahren mit diesem Thema be-
schäftigt und an die Interessenvertretung um Unterstützung gewandt. 
In Österreich sind rund 6 % der Beschäftigten an ihrem Arbeitgeber-
Unternehmen kapitalmäßig beteiligt. Es sind vor allem große börse-
notierte Gesellschaften, die ihren MitarbeiterInnen derartige Modelle 
anbieten, immer öfter interessieren sich aber auch Klein- und Mittel-
betriebe dafür. Die Implementation von Beteiligungsmodellen ist in 
der Praxis sehr komplex, steuerrechtliche, gesellschaftsrechtliche und 
arbeitsrechtliche Faktoren müssen sorgfältig abgewogen und berück-
sichtigt werden. Chancen für die Beschäftigten stehen Risiken gegen-
über. Vor allem die Ziele und Motive aus der Sicht der Beschäftigten 
sollten gut überlegt sein. Für die verantwortlichen BetriebsrätInnen ist 
die Einführung eines Mitarbeiterbeteiligungsmodells daher eine große 
Herausforderung, die einer sorgsamen Vorbereitung bedarf.

Die vorliegende Broschüre soll BetriebsrätInnen bei der Entschei-
dungsfindung sowie der Einführung von Modellen unterstützen. Es 
werden die wichtigsten Modelle dargestellt sowie steuerrechtliche, ge-
sellschaftsrechtliche und arbeitsrechtliche Fragen behandelt. Abgerun-
det wird die Broschüre mit einer Check-Liste für den Betriebsrat. Die 
Arbeiterkammer bietet im Rahmen ihres Serviceangebots für Betriebs-
räte Beratung und Hilfestellung bei der Gestaltung von Mitarbeiterbe-
teiligungsmodellen an. Informationen zu diesem Thema sind auch auf 
der Homepage http://ifam.wien.arbeiterkammer.at zu finden. 
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